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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,

Sie haben soeben die erste Ausgabe einer Schriftenreihe des ver.di-Fachbereichs 5,
Bildung, Wissenschaft und Forschung, zur Hand genommen.

Ziel unserer Veröffentlichungen ist es, anlassbezogen Beiträge zu gesellschaftspoliti-
schen Debatten zu leisten, die Themen unseres Fachbereichs betreffen.

Wir wollen die gute Tradition des Diskurses pflegen und � in einem guten
Sinne � anstößig sein, um Auseinandersetzungen zu beleben, die aufgrund festge-
legter Standpunkte und Sichtweisen nicht mehr vorankommen.

Dieser Anspruch bedeutet für uns auch, dass wir �jenseits der Beschlusslagen� Fak-
ten, Meinungen und Positionen aufgreifen, um Beschlüsse zu überprüfen und zu
verändern, wenn es notwendig und richtig ist.

Wir hoffen, dass diese Lektüre Ihnen Freude bereitet, Ihre Neugier weckt und Sie in
Ihrer Meinung verunsichert oder bestärkt.

Über Anmerkungen, Kritik und Hinweise freuen wir uns.

Petra Gerstenkorn
Mitglied des ver.di-Bundesvorstandes,
Leiterin des Fachbereichs Bildung, Wissenschaft und Forschung
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Vorwort

In der öffentlichen Diskussion bewegen sich die aktuellen Probleme der Bildungsfi-
nanzierung in Deutschland in einem Spannungsverhältnis von wachsenden Anfor-
derungen und zunehmend begrenzten Haushaltsmitteln.

Weitgehend ausgeblendet wird dabei die Frage, ob die Art und Weise der Finanzie-
rung des Bildungssystems sozial gerecht ist bzw. ob die bestehenden Finanzierungs-
regelungen dazu beitragen, die herkunftsbedingte Ungleichheit der Bildungschan-
cen abzubauen.

Mit dem Seminar �Finanzierung der Bildung - Was ist uns die Bildung wert� hat die
Arbeitsgruppe Hochschule unseres Fachbereichs einen Anstoß gegeben, sich mit
diesem von Traditionen und Ideologien geprägten Thema in ver.di vorbehaltsfrei
auseinanderzusetzen. Die Referate und Ergebnisse legen wir hiermit vor.

Aus gutem Grund haben wir den Lern- und Lebensweg vom Kindergarten bis zur
Weiterbildung ins Visier genommen, denn Schieflagen und Unstimmigkeiten wer-
den erst erkennbar, wenn die einzelnen Bildungsbereiche im Gesamtzusammen-
hang Gegenstand der Analyse sind.

Mit der Bestandsaufnahme, die das Aufkommen, die Verteilung und die Wirkungen
der finanziellen Mittel umfasst, wird kritisch hinterfragt, ob Chancengleichheit im
Bildungswesen in den vergangenen Jahrzehnten verwirklicht wurde.

Eine ganzheitliche Diskussion mit Bildungsexperten aus Finnland und Deutschland
zeigt nicht nur die schwerwiegenden Folgen der Unterfinanzierung einzelner Bil-
dungsbereiche auf, sondern auch die dringend notwendigen bildungspolitischen
Reformen und Kurskorrekturen.

Mit dieser Veranstaltung haben wir das Gesamtinteresse über Partikularinteressen
gestellt und uns in ver.di auf Eckpunkte für die weitere Arbeit zu diesem Thema
verständigt - deren Umsetzung würde uns dem Ziel, ein sozial gerechtes Bildungssy-
stem zu schaffen, näher bringen.

Renate Singvogel
Bereichsleiterin Innovation und Entwicklung



6

Bildung, Wissenschaft
und Forschung



7

Bildung, Wissenschaft
und Forschung



8

Bildung, Wissenschaft
und Forschung



9

Bildung, Wissenschaft
und Forschung



10

Bildung, Wissenschaft
und Forschung



11

Bildung, Wissenschaft
und Forschung



12

Bildung, Wissenschaft
und Forschung

Dr. Christoph Ehmann, Staatssekretär a. D.

Bildungsfinanzierung in Deutschland - eine Analyse. Aufkommen, Verteilung
und  Wirkungen der finanziellen Mittel

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!

Zunächst einmal herzlichen Dank für die freundliche Einladung. Mit dem Dank verbinde ich Anerkennung,
dass Sie sich der ohne Zweifel schwierigen Aufgabe unterziehen wollen, sich mit der spröden Materie der
Bildungsfinanzierung zu befassen. Generationen vor Ihnen haben die Beschäftigung damit anderen überlas-
sen. Anstatt sich um die Art und Weise der Umsetzung der bildungspolitischen Grundsätze in alltägliches
Handeln zu kümmern, genügte ihnen häufig der Beschluss des Partei- oder Gewerkschaftstages. Und die
Standardantwort auf die Frage, wie das denn finanziert werden solle, was da gerade beschlossen worden war,
lautete dann: �Ein Starfighter� oder in jüngerer Zeit: �Ein Eurofighter weniger - und schon sind 100 Ganztags-
schulen möglich.�

Selbstverständlich möchte auch ich Veränderungen, Reformen. Die Grundlage solcher Perspektiventwicklun-
gen kann aber nur eine Analyse der Ausgangssituation und ihrer Entstehung sein. Denn nur wenn ich weiß,
wie es dazu gekommen ist, werde ich auch die richtigen Instrumente für die Veränderung auswählen können
und nicht gemachte Fehler wiederholen. Deshalb beschreibe ich im ersten Teil die finanzielle Ausgangslage,
also über wie viel Geld eigentlich zu reden ist und wo es herkommt. Im zweiten Teil geht es dann um die
Wirkungen oder genauer um einen Teilaspekt der Wirkungen. Es geht nicht um die Wirkung der Bildungsfi-
nanzierung in ihrer heutigen Art und Weise auf die Gesamtwirtschaft, auf die Regionalentwicklung oder die
Situation des Einzelbetriebs. Sondern ich konzentriere mich auf das Thema der �sozialen Gerechtigkeit�. �Auf-
stieg durch Bildung� war eine Parole der Gewerkschaften in den 60er Jahren und dieses Schlagwort drückte
die Hoffnung aus, dass es endlich gelingen könnte, den Zusammenhang von sozialer Herkunft und Erfolg im
Bildungswesen aufzulösen. PISA hat gezeigt, dass es in Deutschland nicht gelungen ist, diesen Zusammen-
hang aufzulösen. Und einer der Gründe - nicht der einzige und voraussichtlich auch nicht der eigentlich
ursächliche - dafür liegt in der Art und Weise der Finanzierung unseres Bildungswesens. Nicht ursächlich
deshalb, weil die Entscheidung, wohin Geld fließen soll, eine nachrangige Entscheidung ist, die der über die
politischen Prioritäten folgt, nicht vorausgeht.

So führt denn die Betrachtung der Bildungsfinanzierung dazu, dass sich einem auch der Zustand dieser Ge-
sellschaft erschließt. Doch darüber, wenn überhaupt, erst ganz zum Schluss mehr.

1. Wie viel Geld gibt es für die Bildung und woher kommt es?

Wenn es in der politischen Debatte mal wieder die schlechte finanzielle Ausstattung des deutschen Bildungs-
wesen zu beklagen gilt, dann ist eine beliebte und deshalb oft genannte Zahl die des Anteils der Bildungsaus-
gaben am Bruttoinlandsprodukt und zwar gleich im internationalen Vergleich. Besonders beliebt ist diese
Zahlenspielerei bei jenen, die ansonsten jedes Ranking z. B. der Universitäten nach Lehrqualität etc. ablehnen.

Doch was sagt uns diese Kennziffer �Anteil am BIP� eigentlich? Und ist sie so eindeutig, wie es die Nennung
einer Zahl hinter dem Komma glauben machen will?

Bildungsausgaben in Mrd. DM und Anteil am BIP in Prozent (1997)
Mrd. DM % des BIP

BMBF 149,6 4,72
OECD 5,9
BLK 324,9 9,0
Eigene Berech. 420-450 11-12

Auffällig ist zunächst, dass das BMBF eine niedrige Zahl nennt als die OECD, obwohl die OECD sich auf
offizielle, also in der Regel staatliche Quellen stützt. Noch verwirrender wird es bei der Betrachtung der BLK-
Zahl, zu der der Bund ja wesentlich beigetragen hat. Und das alles spielt sich im gleichen Bezugsjahr ab. Der

TABELLE 1
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Grund dafür ist, dass �Bildungsausgaben� nicht gleich �Bildungsausgaben� sind. Der Bund hat ein Interesse
daran, die Länder zu mehr Aufwendungen zu treiben, deshalb lässt er einiges unberücksichtigt, was die
Länder, vertreten in der BLK aber aufgenommen sehen wollen. Im internationalen Vergleich kommen noch ein
paar Ungereimtheiten dazu. Kurz: Wer seriös bleiben will, sollte diese Zahlen nicht benutzen.

Was allen dreien - Ländern, Bund und OECD - gemeinsam ist, ist die Nicht-Berücksichtigung der Bildungsauf-
wendungen von deutschen Privatpersonen. Die OECD und die BLK berücksichtigen zwar die Aufwendungen
der Privatwirtschaft, nicht aber die von Privatpersonen. Bei der OECD ist das deshalb nicht der Fall, weil sie aus
Deutschland darüber keine Angaben geliefert bekommt. Denn die deutschen staatlichen Instanzen weigern
sich seit mindestens zwei Jahrzehnten - so lange versuche allein ich dies schon - derartige Angaben zu erfas-
sen. Das ist zugegebenermaßen schwierig. Schwierig war die Erfassung der Bildungsausgaben aber immer
und die BLK hat gezeigt, dass man das Instrumentarium der Erfassung Schritt für Schritt verbessern kann. Die
Ausgaben der Privatpersonen aber will man nicht erfassen und zwar deshalb nicht, weil sie politisch störend
sind. Warum? Aus mindestens zwei Gründen:

1. Es gibt eine Tendenz in unserer Gesellschaft, ausgedrückt auch in Beschlüssen von Gewerkschafts- oder
Parteitagen, dass Bildung für den Einzelnen kostenfrei zu sein habe. Jeder weiß aber, dass das in der Realität
nicht stimmt. Allerdings weiß es niemand so ganz genau, vor allem weiß niemand so ganz genau, in
welchen Einkommensklassen wie viel für Bildung aus eigener Tasche bezahlt wird oder bezahlt werden
muss. Würde man nun dieses Dunkelfeld aufhellen, müsste man sich der Realität stellen und zunächst sein
Weltbild und dann die Beschlusslage verändern. Die Vermeidung des Erwerbs von Faktenkenntnissen er-
laubt es hingegen den Wortführern in der bildungspolitischen Debatte, so weiter zu machen wie bisher und
dabei vor allem in die eigene Tasche zu wirtschaften. Ich werde Ihnen dafür einige Beispiele nennen.

2. Wer zahlt, bestimmt die Musik. Das gilt übertragen auch im Bildungsbereich. Für den Bereich der Berufli-
chen Weiterbildung heißt das etwa: Wenn die berufliche Weiterbildung im wesentlichen von den Betrieben
bezahlt wird, dann wollen diese auch die Inhalte bestimmen und nicht durch Weiterbildungsordnungen,
die im Bundesinstitut für Berufsbildung unter Mitwirkung der Gewerkschaften, des Bundes und der Länder
entwickelt wurden, eingeschränkt werden. Würde sich nun zeigen, dass die berufliche Weiterbildung in
gleichem oder gar größerem Umfang von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bezahlt wird, würde
dieser Machtanspruch zwangsläufig erschüttert werden. Und genau das ist der Fall:

Gesamtaufwendungen berufl. WB nach Finanzierungsträgern 1992 (in Mrd. DM)

Erhebungen zusätzl. Schätzung Gesamt

Betriebe 36,5 6,7 43,2

Öffentl. Hand 10,3 10,3

BA 19,0 2,0 21,0

Privatpers. 9,8 36,1 45,9

Die privaten Aufwendungen spielen vor allem im Bereich der beruflichen Weiterbildung eine besondere Rolle,
aber nicht nur als direkte Aufwendungen, sondern mehr noch als indirekte Förderung über das Steuerrecht:
Fortbildungskosten sind als Werbungskosten steuerlich absetzbar. Dies ist in Folge der Steuerprogression
besonders vorteilhaft für jene, die über hohe Einkommen verfügen. Im Kern handelt es sich bei dieser steuer-
lichen Regelung um eine Förderung der Weiterbildung in der Form des Verzichts des Staates, also der Gesamt-
heit auf Steuereinnahmen. Und weil diese Förderung den höheren Einkommensklassen deutliche Vorteile
bringt, gelingt es nicht einmal der vom BMBF selbst eingesetzten Expertenkommission �Finanzierung Lebens-
langen Lernens� die Dimension dieser Bildungsförderung auszuleuchten und z. B. stichprobenweise Finanzak-
ten, nicht einmal anonymisiert, zu erfassen.

Zurück zu den privaten Aufwendungen: Dazu gehören die Kindergartenbeiträge ebenso wie die Schulgelder
für private allgemein bildende und vor allem private berufsbildende Schulen, an denen Schulgelder in Höhe

TABELLE 2
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von 5.000 a pro Jahr � Beispiel: Physiotherapeutin - eher den unteren Bereich markieren. Die Weiterbildungs-
aufwendungen habe ich bereits genannt. Auch das Unterhaltsgeld für studierende Kinder und vorher das für
den Nachhilfeunterricht ist dazu zu rechnen.

Wegen der geringen Transparenz ist man dabei auf Schätzungen angewiesen. Deshalb nähern wir uns hier
einem Graufeld. In etwa zutreffend dürfte die folgende Aufstellung sein.

Bildungs- und Forschungsaufwendungen in der BRD 1998

Öffentliche Hand 210 bis 220 Mrd. DM

davon Bund: 30 Mrd. DM

davon Länder: 160 Mrd. DM

davon Gemeinden: 30 Mrd. DM

Wirtschaft 130 bis 140 Mrd. DM

Privateinkommen 80 bis 90 Mrd. DM

Gesamt 420 bis 450 Mrd. DM

Wobei allerdings die Angaben bei den Privateinkommen und bei der Wirtschaft um jeweils etwa 20 Mrd. zu
hoch sind. Hier sind jeweils �Produktionsausfälle� angesetzt worden, die gar nicht �ausgefallen� sind. Ich
habe die Zahlen trotzdem belassen, weil sie in der politischen Diskussion eine wichtige Rolle gespielt haben:
Die Wirtschaft hatte die Zeit, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an Fortbildung teilnehmen, als Zeiten
berechnet, in denen die Arbeitskräfte nicht produktiv tätig sind. Dies ist zwar richtig, aber richtig ist auch, dass
diese Ausfälle durch unbezahlte Überstunden der Weiterbildungsteilnehmer weitgehend wieder wett ge-
macht werden. Weil es der Arbeitgeberseite nach dem Regierungswechsel 1982 gelungen war, diese Phan-
tomzahl in die offizielle Bildungsstatistik des BMBF zu lancieren, hatte das BiBB eine Gegenrechnung aufge-
stellt und die Weiterbildungszeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern außerhalb der Arbeitszeit als
Verdienstausfallzeiten - man hätte statt Weiterbildung ja bezahlte Überstunden machen können - gewertet.
Seit 2001 ist die Statistik um diese Zahlen wieder bereinigt.

Wohin fließen nun diese Gelder? Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede, wenn man die Herkunft der
Gelder mit den finanzierten Bereichen in Verbindung bringt. Die öffentliche Hand finanziert im Wesentlichen
den Schulbereich, einschließlich der beruflichen Schulen und den Hochschulbereich.

Aufwendungen für Bildung, Wissenschaft und Forschungin Mrd. DM und Prozent 1998

öffentl. Haushalt Gesamtaufw. (einschl.
(ohne BA) Privataufwendung)

DM % DM %

1 Elementarbereich 19,6 9,6 30 7

2 Allgemeinb. Schulen 94,9 46,6 100 23

3 Berufl. Ausbildung 20,9 10,3 65 15

4 Hochschulen 41,0 20,1 70 16

5 Weiterbildung 19,9 9,7 120 27

6 Sonst. Fördermaßnahmen 7,4 3,6 50 12

Die Versorgungsaufwendungen und Beihilfen sind bei den Ziff. 2 bis 4 anteilig einberechnet, die Ausb. im
öffentlichen Dienst bei Ziff. 3, die Aufwendungen der BA bei Ziff.3 und 5 berücksichtigt.

(Quelle: BLK, BiBB, BMBF, eigene Berechnungen)

TABELLE 3

TABELLE 4
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In diese Bereiche fließen auch die anteilig meisten Gelder. Das verändert sich jedoch, wenn man die Zahlun-
gen der Privatwirtschaft und die aus dem Privateinkommen mit berechnet. (Bedenken Sie aber bitte, dass die
Weiterbildungsaufwendungen aus den gerade geschilderten Gründen um rd. 40 Mrd. DM zu hoch beziffert
sind.)

Mit dieser Folie will ich den Überblicksteil abschließen und zu den Veränderungen in der Bildungsfinanzierung
in den letzten Jahrzehnten und deren Wirkungen übergehen und zwar im Hinblick darauf, ob das von allen
politischen Seiten behauptete Mehr an sozialer Gerechtigkeit dadurch wirklich gefördert wurde.

2. Bildungsfinanzierung und soziale Gerechtigkeit

Ich werde bei diesem Thema viel über Schulen und Hochschulen reden müssen. Aber ich werde mich bemü-
hen, nicht nur darüber zu reden. Fangen wir also gleich mit einer anderen Bildungseinrichtung an und zwar,
dem Lebenslauf des Menschen folgend, mit dem Kindergarten.

Der folgende Fall hat deutsche Gerichte bis zum Bundesverfassungsgericht insgesamt 22 Jahre beschäftigt:
1976 klagte ein Rechtsanwaltsehepaar aus einer wegen ihres selbst heute noch hohen Einkommensteuerauf-
kommens bekannten Gemeinde im Taunus gegen eine Gebührensatzung, die der dortige Gemeinderat für
den Kindergartenbereich erlassen hatte. Darin war ein für alle einheitlicher Elternbeitrag festgesetzt worden.
Für bedürftige Eltern jedoch sollte eine Minderung dieses Beitrages möglich sein. In dieser Minderungsmög-
lichkeit sah nun das junge Rechtsanwaltsehepaar eine grundrechtswidrige Ungleichbehandlung zu seinem
Nachteil. 1977 erhielt es vor dem Verwaltungsgerichtshof Kassel auch Recht und zwar mit der Begründung,
dass von den beiden im Grundgesetz verankerten Grundsätzen in diesem Fall der Gleichheits-, oder besser:
Gleichbehandlungsgrundsatz Geltung vor dem Sozialstaatsgebot beanspruchen könne.

Denn, so die Kasseler Richter, dem Sozialstaatsprinzip sei bereits durch die steuerliche Progressionsregelung
Genüge getan worden. Mehr Sozialstaat sei nicht drin. Schließlich würden auch die Müllgebühren nicht sozial
gestaffelt. Diese Rechtsauffassung hatte 1977 nach 8 Jahren sozialliberaler Regierung in konservativen Krei-
sen Konjunktur. Ich komme darauf noch einmal zurück.

Die Gemeinde ging in die nächste Instanz und gewann. Daraufhin machten die Kläger weiter. Nach vielem Hin
und Her entschied schließlich 1998 das Bundesverfassungsgericht, dass die Gemeinde Recht getan habe.
Damit ist aber das Thema bei weitem nicht erledigt: In der Ausgabe der �Frankfurter Rundschau� vom 6.
September 2002 - an diesem Tag hielt ich einen Vortrag zum gleichen Thema vor Ihren niedersächsischen
Kollegen und Kolleginnen und hatte die Zeitung im Zug auf der Fahrt dorthin gelesen, ansonsten ist dieses
Datum nicht weiter bemerkenswert - war im Lokalteil über die anstehende Erhöhung der Kita-Gebühren in
Frankfurt zu lesen: �Bei den Fraktionen im Viererbündnis (CDU, SPD, FDP, Grüne) stößt die Erhöhung der Kita-
Gebühren um pauschal fünf Euro auf Zustimmung. Die CDU als schärfste Kritikerin des gestaffelten Systems
sieht das gleichmäßige Anheben als Schritt �weg von den Ungerechtigkeiten�, die nach ihrer Ansicht dem
bisherigen Erhebungssystem innewohnt, so Fraktionschef Uwe Becker.�

Der Sieg vor dem Bundesverfassungsgerichts 1998 ist, zumindest für Bildungspolitiker, aber ein Pyrrhus-Sieg:
Der Kindergarten, so sagt das Bundesverfassungsgericht, ist vorrangig keine Bildungs-, sondern eine Betreu-
ungseinrichtung, die es den Eltern ermöglicht, berufstätig zu sein. Und deshalb sei es nur recht und billig,
wenn die Betreuungseinrichtung einen Beitrag erhebe, der sich an dem durch die Ermöglichung der Erwerbs-
tätigkeit erzielten Einkommen orientiere.

Nun sahen Kinder- und Jugendpolitiker ebenso wie Bildungspolitiker in der Bundesrepublik seit den späten
60er Jahren - in der DDR hatte man dies schon rund ein Jahrzehnt früher erkannt - in Kindergärten vor allem
Einrichtungen zur frühkindlichen Bildungsförderung. Der Auslöser für diese Einsicht war übrigens ein ähnli-
cher wie heute die PISA-Studie: In sogenannten Länderexamina hatte die OECD sich schon damals um die
Evaluierung des Bildungswesens der Mitgliedsstaaten bemüht. Und für Deutschland war dabei auch damals
schon die gleiche Bewertung wie heute herausgekommen: �Mangelhaft�. Die Mängelliste damals wurde
angeführt von einer Bemerkung über Kindergärten, die ich Ihnen gern zitieren möchte:

�Es ist pure Ironie, dass das Land, das Friedrich Fröbel, den Begründer des Kindergartens hervorbrachte,
es anderen Ländern wie z. B. Frankreich überlassen hat, diese so auszubauen, dass sie von den meisten
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oder sogar allen Kindern besucht werden können.� Und über die soziale Zusammensetzung der Eltern-
schaft heißt es dort: �Außerdem sind (in Deutschland) die Eltern der Arbeiterklasse kaum in der Lage,
ihre Kinder in Kindergärten zu schicken, da [...] Gebühren erhoben werden.�

Es gingen, als diese Evaluation 1970/71 gemacht wurde, 36 Prozent der 3 bis 5-jährigen in einen Kindergar-
ten, einen Halbtags-Kindergarten in der Regel wohlgemerkt.

Eine der Folgen dieser OECD-Aktivitäten wie der des Deutschen Bildungsrates war, dass man z. B. in Bayern
und NRW den Bildungsauftrag der Kindergärten 1972 gesetzlich festschrieb. Andere Kita-Gesetze enthalten
einen Bildungsauftrag zumindest implizit. Aber sie alle stellen, wie das 1991 von der damaligen christlich-
liberalen Bundestagsmehrheit durchgesetzte Kinder- und Jugendhilfe-Gesetz, den Bildungsauftrag nur gleich-
berechtigt neben den Auftrag zur Betreuung (§ 22).

Heute erscheint die Auffassung jedoch wieder mehrheitsfähig zu werden, dass, wenn man möglichst allen
Kindern möglichst viele Bildungs- und damit auch Lebenschancen öffnen will, ihnen möglichst früh der Zu-
gang zu Stätten der frühkindlichen Bildungsförderung gesichert werden muss. Als geeignetes Mittel, um
dabei schichtenspezifische Benachteiligungen zu minimieren, erschien Anfang der 70er Jahre allen Ländern
und Gemeinden, die Kita-Beiträge schrittweise abzuschaffen.

Die Abschaffung der Beiträge bezog sich allerdings nicht nur auf die Kindergärten. Bildung sollte insgesamt
frei sein: Schon zuvor hatte man die Schulgelder und die Studiengebühren abgeschafft. Nun sollten die Kitas
drankommen und danach die Weiterbildung, wie es vor allem die Gewerkschaften seit langem gefordert
hatten.

So schrieb man es denn 1972 auch in das Kita-Gesetz in NRW. Bis 1976 sollten schrittweise die Kita-Beiträge
abgeschafft werden. Doch bereits zwei Jahre später, mit dem Beginn der Krise der öffentlichen Haushalte
1974/75 musste diese Ankündigung wieder zurückgenommen werden.

Um dennoch dem Sozialstaatsgebot annähernd gerecht zu werden, wurde statt der Abschaffung der Kita-
Gebühren nun deren Erhöhung beschlossen, allerdings verbunden mit einer Staffelung nach sozialen Ge-
sichtspunkten. Wir haben das System der �sozialen Staffelung� bis heute noch und das ist das Ergebnis:

�Soziale Staffelung� soll heißen, dass der absolute Betrag, der zu zahlen ist, nicht für alle gleich ist, sondern
dass jeder mit gleichem Anteil des Einkommens zu den Gesamtkosten beitragen soll.

Diese Statistik aber zeigt, dass die Familien mit den niedrigsten Einkommen einen nahezu doppelt so hohen
Anteil am Haushaltseinkommen für Kindergartenbeiträge aufwenden müssen wie die höchste Einkommens-
gruppe. Da bei einkommensschwachen Familien aber der frei verfügbare Anteil am monatlichen Budget oh-
nehin gering oder nicht vorhanden ist, verzichten folgerichtig viele darauf, ihre Kinder in den Kindergarten zu
schicken und behelfen sich - bei eigener Erwerbstätigkeit - mit der Nachbarin oder der Oma. Wenn der
Kindergarten laut Bundesverfassungsgericht ja ohnehin vorrangig eine Betreuungseinrichtung ist, dann ist

Kindergartenbesuch und Anteil der Elternbeiträge am
Haushaltseinkommen (HE) nach Einkommensquintilen 1996 in Prozent

Kinder, die Kita besuchen Anteil Elternbeitrag am HE

1. Quintil (niedriges HE) 34,0 4,1

2. Quintil 44,1 3,3

3. Quintil 47,5 3,3

4. Quintil 42,4 3,0

5. Quintil (hohes HE) 33,6 2,3

(Quelle: Wochenbericht des DIW 18/2000 v. 4.5.2000)

TABELLE 5
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diese Haltung auch nicht einmal systemfremd. Denn betreuen kann die türkische Oma ihre Enkel sicherlich
ebenso liebevoll wie die Kindergärtnerin.

Die oberen 20 Prozent (5. Quintil) schicken ihre Kinder in ebenfalls deutlich niedrigeren Anteilen in die Kinder-
tagesstätten. Der Grund liegt hier aber darin, dass von ihnen in einigen Bundesländern Beiträge von 300 a
und mehr monatlich für einen Ganztagskitaplatz verlangt werden. Dafür aber kann man, wenn man sich mit
anderen einkommensstarken Familien verständigt, in einer Elterninitiative mehr bekommen als in einer öffent-
lichen Kita.

Den mittleren 60 Prozent kommt diese �soziale Staffelung� hingegen offensichtlich gerade recht. Weil dies,
die Mittelstandsgerechtigkeit des Bildungssystems, ein Phänomen ist, das sich in anderen Bildungsbereichen
ebenfalls zeigt, will ich gleich hier mit der Ursachenanalyse einsetzen.

3. Neidfaktor und Entsolidarisierung

Wir haben es hier mit einem doppelten Neidfaktor zu tun.

Bei der Festlegung der nahezu linearen Steigerung der Kita-Beiträge in Relation zu den Einkommen wird
zunächst einmal voll zugelangt. Hier stimmen im allgemeinen die vier unteren Einkommensquintile darin
überein, dass �die Reichen zahlen sollen�. Deshalb werden vor allem in sozialdemokratisch regierten Ländern
und Gemeinden mit wahrer Hingabe ans Detail Beitragstabellen aufgestellt, aus denen dann hervorgeht, dass
die Familien mit fünfstelligem Monatseinkommen - netto - auch tatsächlich 300 a und mehr im Monat pro
Kind zahlen müssten - wenn es denn Familien mit kleinen Kindern gibt, die bereits über solche Einkünfte
verfügen und  wenn sie denn ihre Kinder in einen öffentlichen Kindergarten schickten. Niemand hat ernsthaft
geprüft, wie groß eigentlich die Zahl jener ist, die für die Zahlung solcher Beträgen wirklich in Frage kommen.

Ich will das am Beispiel Berlin erläutern: In Berlin sind die Beiträge von 50 a - für Sozialhilfeempfängerinnen -
bis 300 a - für Familien mit mehr als 72.000 a� Jahreseinkommen - (gerundet) gestaffelt. Das ergibt einen
Jahresbeitrag zwischen 600 und 3.600 a. Den Mindestbetrag muss auch, wie erwähnt, jede Sozialhilfeem-
pfängerin bezahlen. Sie bekommt ja auch Kindergeld und das Kind Mittagessen in der Kita, so die Begrün-
dung. Bei 136 000 Kita-Plätzen kamen so im Jahr 2002 lt. Behördenauskunft rd. 110 Mio a zusammen oder
800 a pro Kind. Daraus kann unschwer geschlossen werden, dass die höheren Beitragssätze nur äußerst
gering in Anspruch genommen werden. Aber auch Eltern mit höheren Einkommen schicken ihre Kinder in
Kindergärten und sie bezahlen auch mehr als 800 a. Warum das Geld nicht bei den Einnahmen auftaucht,
bleibt unaufgeklärt.

Das ist auch gar nicht wichtig. Gezeigt werden soll ja nur, dass man �denen da oben� tatsächlich das Geld
abnehmen will, also sich in sozialer Gerechtigkeit übt.

Aber diese Ausdifferenzierung der Beiträge bis in Höhen, die offensichtlich ohnehin nie gezahlt werden, hat
eine noch viel interessantere Wirkung und die betrifft nun wieder den Geldbeutel der Mittelschichten. Denn
sobald eine solche Beitragstabelle von einem Parlament beschlossen oder einer Regierung veröffentlicht wird,
lautet am nächsten Tag garantiert die Schlagzeile in der Tagespresse und die Stellungnahme des Oppositions-
führers, dass sich die Regierung mit dieser Steigerung der Kita-Beiträge ins Unermessliche eines sozialen
Verbrechens schuldig mache oder wie in Frankfurt, dass die soziale Staffelung mal wieder ihre ganze Unge-
rechtigkeit beweise, so dass der Verwaltung oder dem entsprechenden Ministerium - nicht nur in Wahlzeiten
- nichts anderes übrig bleibt, als über mögliche Senkungen nachzudenken, - die dann mit absoluter Sicherheit
genau dort wirksam werden, wo es den angeblichen �Mittelstandsbauch� gibt, also bei den mittleren Quin-
tilen.

Denn es kommt nicht zu einer generellen Absenkung der Beiträge, so dass schließlich einige nichts mehr
zahlen müssen. Das ist die Folge des 2. Neidfaktors. Denn die gerade etwas �Besserverdienenden� blicken
nicht nur neidisch nach oben, zu den höheren Einkommen, sondern ebenso neidvoll auch auf die unteren
Einkommensschichten, unterstellen sie doch, dass diese Leute z. B. als Sozialhilfeempfänger nichts tun, außer
ständig und überall und bei jeder Gelegenheit �Staatsknete� abzugreifen. Wenn das schon nicht zu verhin-
dern ist, dann sollen sie aber wenigstens �Mindestbeiträge� zahlen.
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In der Logik der nach oben offenen Beitragstabelle läge es aber, sie ebenso auch nach unten zu öffnen, also
bei irgendwelchen Einkommen auf Beiträge gänzlich zu verzichten. Das gibt es auch in einigen Orten. Doch
diese Art des Sozialtransfers hat viele Gegner, nicht nur in der CDU. Die FDP hatte noch während der sozialli-
beralen Koalition 1977 - in dem Jahr, Sie erinnern sich, entschied auch der Kasseler Verwaltungsgerichtshof
gegen das Sozialstaatsprinzip und die Chancengleichheit und für mehr Gleichbehandlung, - also die FDP
hatte in diesem Jahr im Bundestag die Einsetzung einer �Transfer-Enquete-Kommission� durchgesetzt, weil sie
unterstellte, dass die �soziale Hängematte� mittlerweile dazu geführt habe, dass es nach ihren Berechnungen
den nicht-arbeitenden, kinderreichen Empfängern von Transferleistungen, also von Sozialhilfe, Wohngeld,
Arbeitslosenunterstützung, Stipendien etc. besser ginge als z. B. den A14-Beamten mit ein oder zwei - studie-
renden - Kindern.

Warum kam es zu solchen Reaktionen? Die Ähnlichkeit der Ergebnisse des erwähnten OECD-Länderexamen
von 1971 mit denen der PISA-Studie heute darf nicht zu dem Kurzschluss verführen, als habe sich in den
vergangen dreißig Jahren nie etwas geändert. Das Gegenteil ist der Fall: Die Aktivitäten der FDP wie auch das
von CDU-Elternvereinen unterstützte Gerichtsverfahren des erwähnten Rechtsanwaltselternpaares waren Re-
aktionen darauf, dass SPD-geführte Landesregierungen und dann auch die SPD-geführte Bundesregierung in
den 70er Jahren tatsächlich sehr rasch mehr Chancengleichheit und mehr Demokratie im Bildungswesen
erreicht hatten. Ich komme auf Einiges noch zu sprechen. Und genau dies galt es, mit der Wende 1982 wieder
rückgängig zu machen.

Dass neue Sozialschichten tatsächlich größere berufliche und gesellschaftliche Chancen erhalten und damit
zu ernsthaften Konkurrenten heranwachsen, unter dieser Angstglocke leben typischerweise kleinbürgerliche
Aufsteiger. Der vor zwei Jahren verstorbene französische Soziologe Pierre Bourdieu hat dies in seiner 1982
erschienen Untersuchung über �Die feinen Unterschiede�, einer �Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft�,
sehr plastisch und mit vielen Beispielen unterlegt dargestellt: Das Streben dieser Schichten �nach oben� ver-
langt, dass alles getilgt werden muss, was sie mit ihrer Herkunft in Verbindung bringen könnte. Dazu gehört
vor allem, sich den Aufstieg nicht nur intellektuell, sondern auch finanziell ausschließlich als Eigenleistung
zuzurechnen. Beliebt sind Formeln wie, man habe sich das Stipendium verdient, auch wenn es sich um eine
an den Einkommensverhältnissen der Eltern orientierte, aus Steuermitteln finanzierte Ausbildungsförderung
handelte.

Angesichts dieser verkrampften Bemühungen um Distanzierung zum Herkunftsmilieu fehlt dieser Gruppe
auch jene Fähigkeit des selbstverständlichen Umgangs mit materiellem und intellektuellem Besitz, die es den
�alten� Bildungs- und Besitzschichten möglich macht, sich den �unteren Schichten� sowohl karitativ als auch
bildungsfördernd zuzuwenden, wissend, dass man ohne diese nicht oder zumindest nicht so gut leben könn-
te, dass aber auch der eigene soziale Status durch einige Aufsteiger nicht ernsthaft gefährdet ist. Die wesent-
lichen Vorkämpfer der bundesdeutschen Bildungsreform waren unstrittig Angehörige der Oberschicht wie
der heutige Lord Dahrendorf oder der frühere Direktor des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung, Prof.
Becker, seinerseits Sohn des früheren preußischen Kultusministers Prof. Becker, in Verbindung allerdings mit
einigen Gewerkschaftern wie Otto Brenner, Ludwig Rosenberg und Herbert Nierhaus.

Ein Beispiel dafür, wie das Ausgrenzungsverhalten der Aufsteiger funktioniert, sind die Kampagnen gegen
Unterrichtsausfall, die in einigen Bundesländern wie in Hessen 1999 zumindest mit-wahlentscheidend waren.
Hier kämpften vornehmlich CDU- und FDP-Elternvereine gegen eine angebliche Benachteiligung ihrer Kinder,
wenn 3 oder auch 5 Prozent des gymnasialen Mathematik- oder Fremdsprachenunterrichts ausfielen. Für
groß- und bildungsbürgerliche Schichten ist hingegen so etwas überhaupt kein Thema, denn sie wissen, dass
solche Ausfälle problemlos durch einige häusliche Unterhaltungen am Mittagstisch oder während eines oh-
nehin geplanten Ferienaufenthalts im Ausland ausgeglichen werden können.

Hingegen ist durch Aktionen gegen den tatsächlich schwerwiegenden Unterrichtsausfall, den vielfachen
Wegfall von Förderstunden bislang noch keine Landtagswahl entschieden worden, obwohl hier die individu-
ellen und gesamtgesellschaftlichen Folgen offensichtlich sind: Es werden dadurch Schulabschlüsse nicht er-
reicht, Sonderprogramme in der Berufsausbildung erforderlich und schließlich die Jugendhilfe-, wenn nicht
gar die Justizkassen belastet.
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Die Bereitschaft, die materielle und soziale Not anderer anzuerkennen und ihnen bzw. ihren Kindern z.B. den
kostenfreien Zugang zu frühkindlicher Bildungsförderung zu ermöglichen, während man selbst einen Beitrag
zahlen muss, sei es aus Dankbarkeit für früher selbst erfahrene Förderung, sei es aus Solidarität, ist in den
Mittelschicht-Quintilen gering ausgeprägt. Sie setzen alles daran, dass andere auf jeden Fall mehr zahlen
müssen als sie selbst und sie auf jeden Fall das wieder rausbekommen, was sie eingezahlt haben. Wir kennen
dieses Verhalten aus der Krankenversicherung, mehr noch aus der Kfz-Kasko- und der Hausratsversicherung,
aber auch von den Debatten um die EU- oder UN-Beiträge. Gerade an letzteren zeigt sich, dass diese Denk-
weise nicht nur in der Bundesrepublik, sondern in allen Machtzentren, in denen die beschrieben Schicht
herrscht, weit verbreitet ist.

4. Die Ausweitung des Förderungsanspruchs der Mittelschichten

Obwohl sie auf der einen Seite als was �Besseres� gelten wollen, setzen sie anderseits alles daran, bei den
Sozialtarifen mit den Ärmsten der Gesellschaft gleichgestellt zu werden. Und wenn dies nicht geht, müssen
wenigstens Sonderregelungen für letztere verhindert werden.

So war der Besuch der Realschulen und Gymnasien in den meisten Bundesländern (West) noch in den fünfzi-
ger Jahren schulgeldpflichtig (zwischen 15 und 20 DM pro Monat). Allerdings wurde die Befreiung von der
Zahlung so gehandhabt, dass, abhängig vom sozialen Engagement der Schulträger, also der Kommunen,
zwischen 10 und 30 Prozent �Freiplätze� bereit gestellt wurden. Als das Schulgeld dann 1961 auch im letzten
Bundesland (Rheinland-Pfalz) abgeschafft wurde, hatten davon die untersten Einkommensschichten nichts,
sondern nur jene, die vorher zahlen mussten, weil sie nach damaliger Auffassung zu den Besserverdienenden
gehörten.

Ähnliches galt auch für die Durchsetzung der Lernmittelfreiheit. Sie wurde in allen westlichen Bundesländern
wie auch in der DDR nach �sozialen Gesichtspunkten� - so z. B. die Formulierung im Artikel 26 der DDR-
Verfassung von 1968 - gewährt. Doch in Westdeutschland forderte die KPD die allgemeine Lernmittelfreiheit,
und als sie nicht mehr in den Landtagen saß, übernahm die SPD diese - zuvor abgelehnte - Forderung, mit der
Begründung - so u. a. in den Protokollen der heftigen Debatten im nordrhein-westfälischen Landtag Mitte der
50er Jahre, aber auch in ihrem Berliner Programm von 1954 nachzulesen - dass nur so der freie Zugang zu
weiterführender Bildung wirklich gewährleistet sei. Selbst in Niedersachsen, das erst 1990 die Lernmittelfrei-
heit einführte, wurde dies vom damaligen Kultusminister Rolf Wernstedt noch als Argument verwandt. Ge-
bracht hat auch die Lernmittelfreiheit nur jenen etwas, die nicht zu dem Einkommensschwachen gehörten,
die die Lehrbücher ohnehin kostenlos aus der Schülerhilfsbücherei erhielten.

Neben der angenehmen Auswirkung auf die Geldbeutel der Besserverdienenden hatte und hat dieses schein-
soziale Geschenk bis heute aber auch deutlich negative Auswirkungen, nämlich auf die Landeshaushalte.

Die öffentlichen Schulbuchausgaben betrugen 2001 nach Angaben des Verbands der Schulbuchverlage bun-
desweit 273,5 Millionen a. Das sind, da von dieser Segnung ja alle profitieren sollen, bei rd. 10 Millionen
Schülerinnen und Schülern in allgemeinbildenden und 2,6 Millionen in berufsbildenden Schulen nicht ganz
22 a pro Person und Jahr oder 1,80 a pro Kind und Monat. Dies ist erkennbar keine ernstzunehmende
Förderung bildungsferner Schichten. Und keine der heute ihre Kinder zu weiterführenden Schulen schicken-
den Eltern würde diese Entscheidung unterlassen, wenn sie die 22 a im Jahr auch noch zahlen müssten.
Allerdings würde man mit 273 Millionen a, würden sie gezielt eingesetzt, durchaus Bildungsförderung betrei-
ben können. In Baden-Württemberg hätte man 52,2 Mio a, in NRW sogar 66,4 a und hier in Thüringen
immerhin auch noch 7,9 Mio a zusätzlicher Mittel frei.

Die von den Marktforschungsinstituten ermittelten Gelder, die Kindern und Jugendlichen im schulpflichtigen
Alter im Jahr 2002 zur weitgehend freien Verfügung standen, werden mit 15 Mrd. a beziffert. Das ist das 70-
fache dessen, was den Familien an Ausgaben für Schulbücher angeblich nicht zugemutet werden darf, weil
sonst die Bildungsbereitschaft dramatisch zusammen zu brechen und die soziale Segregation ungeahnte
Schärfen zu erreichen drohe.

Was für den Schulbereich so erfolgreich praktiziert worden war, sollte schließlich auch im Hochschulbereich
verwirklicht werden. Die Abschaffung der Studiengebühren erfolgte im Westen generell 1970, in Hessen und
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Bremen stand die Gebührenfreiheit sogar in den Verfassungen, was aber für Bremen mangels einer Universi-
tät keine Rolle spielte. Bis dahin waren, einer Vereinbarung der Kultusminister der Länder entsprechend, 30
Prozent aller Studierenden von Studiengebühren befreit. Dazu gehörten alle rd. 20 Prozent Stipendienemp-
fänger sowie weitere zehn Prozent, die von den Universitäten als �würdig�, gemäß ihrer Leistungen, und
�bedürftig�, gemäß dem Einkommen der Eltern, eingeschätzt wurden. Auch hier profitierten von der Ab-
schaffung der Studiengebühren also nur jene, deren Einkommensverhältnisse so gut waren, dass sie bzw. ihre
Eltern bis 1970 zu den Zahlern gehörten.

Was diese Gebührenbefreiungspolitik so verlogen machte und macht, war und ist, dass sie unter der Fahne
�Mehr Chancengleichheit� und �Mehr soziale Gerechtigkeit� marschierte und marschiert. Aber kein einziger
Angehöriger aus einkommensschwachen Familien hatte von diesem Fortfall der Gebühren für Besserverdie-
nende auch nur den Hauch eines Vorteils oder gar mehr Bildungschancen.

Doch ich denke, dass, wenn nicht das Ende der Verlogenheit, so doch das Ende der erfolgreichen Politik mit
Verlogenheit gekommen ist. In der neuen, der 14. Shell-Jugend-Studie schreiben die Autoren: �Dass der
Zusammenhang von Bildung und sozialer Schichtung derartig ausgeprägt ist, überrascht umso mehr, wenn
man berücksichtigt, dass Deutschland eines der wenigen Länder ist, in denen für den gesamten Schulbesuch
in der Regel keine Gebühren für die Eltern anfallen.�(S. 64)

Die �Überraschung� der Autoren ist ein Understatement, denn gerade bei den Autoren der jüngsten Shell-
Studie kann man absolut sicher sein, dass sie wissen, dass der Zusammenhang von Bildung und sozialer
Schichtung gerade deshalb so ausgeprägt ist, weil es keine Gebühren gibt. Denn wenn alle gleich behandelt
werden, gewinnen jene, die von zu Hause aus noch zusätzlich - intellektuell, kulturell, sportlich, finanziell -
gefördert werden können. Es gab und gibt bis heute kein Land, in dem die Selbstrekrutierungsquote von
Akademikern höher lag als  in der späten DDR, in der es absolute Gebühren- und Lernmittelfreiheit gab und in
der jeder Studierende �familienunabhängige Ausbildungsförderung�, wenn auch in geringem Umfang, er-
hielt:

Berufliche Qualifikation der Väter und Großväter von Hochschulstudenten
in der DDR und der 45- bis 50-jährigen Männer insgesamt in Prozent

ohne Facharbeiter Meister FS-A HS-A FS/HS

Väter

1977 4 34 17 21 24 45

1982 1 25 13 22 39 61

1988 1 19 12 21 47 68

Großväter

(väterlicherseits)

1982 18 50 17 7 8 15

1989 12 45 22 9 11 20

45-50-jährige

Männer (1984) 12,4 52,6 10,4 13,6 11,0 24,6

FS-A: Fachschulabschluss. Die Fachschulen der DDR entsprachen zum großen Teil vom Niveau her den Fach-
hochschulen der BRD. Es ist deshalb gerechtfertigt, sie mit den HS-A = Hochschulabschlüssen dem Hoch-
schulbereich im heutigen Sprachgebrauch zuzurechnen.

(Quelle: Lenhardt/Stock 1997, S. 161)

1988 kamen 68 Prozent aller Studienanfänger in der DDR aus Familien, in denen der Vater einen - in westli-
cher Begrifflichkeit - Universitäts- oder Fachhochschulabschluss hatte, während in der DDR-Gesamtgesell-
schaft der Anteil der hochschulexaminierten Männer im Väteralter bei knapp 25 % lag.

TABELLE 6
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In der BRD lag die Selbstergänzungsquote damals halb so hoch. Sie ist im letzten Jahrzehnt auch in West-
deutschland sprunghaft angestiegen. Ich komme darauf noch zurück.

5. Gleichbehandlung statt Chancengleichheit

Der Grund für die sozialen Verwerfungen im deutschen Bildungswesen ist darin zu sehen, dass �Gleichbe-
handlung� gemacht wurde, wenn von �Chancengleichheit� die Rede war.

Denn es blieb nicht bei den Gebührenbefreiungen. Die Selbstprivilegierung des aufgestiegenen Kleinbürger-
tums setzte sich auch nach 1970 fort. Obwohl alle Bildungsreformer Ganztagsbildungseinrichtungen favori-
sierten - man kann dies nicht nur im Strukturplan des Deutschen Bildungsrates aus dem Jahre 1970, sondern
auch im Bildungsgesamtplan von 1973 nachlesen -, wurde ihr Ausbau nicht nur durch die Leere der öffentli-
chen Kassen seit 1974 gestoppt. Mit dem Hinweis darauf, dass Ganztagserziehung in öffentlichen Einrichtun-
gen gleichbedeutend sei mit der Auslieferung der Kinder an den Staat - �wie in der DDR� -, wurde die Förde-
rung solcher Kindergärten und Schulen auf ein Minimum, - in der Regel für stark körperlich oder geistig
behinderte Kinder - reduziert. Die Aufgabe der Bildungsförderung verblieb damit bei der Familie. Dort konnte
sie vor allem von der nicht zur Erwerbstätigkeit gezwungenen Mutter aus der Mittelschicht geleistet werden.

Doch so richtig konnte sie ihren Kindern nur in der Grundschule bei den Schulaufgaben helfen. Sobald der
Wechsel zur Realschule oder gar zum Gymnasium anstand, wurde es in den Fremdsprachen und der Mathe-
matik schwierig. Die Folge war, dass die �Nachhilfe� seit Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre nicht mehr nur
zur Taschengeldaufbesserung bei Oberstufenschüler diente, sondern zu einem regelrechten Gewerbe wurde,
in dem heute Umsätzen von etwa 2 Mrd. a gemacht werden.

Nachhilfe aber muss privat finanziert werden. Und schon konnten wieder ein paar Konkurrentinnen und
Konkurrenten aus einkommensschwachen Familien nicht mehr mithalten. In einer Ganztagsschule hätte die-
sen Kindern vielleicht geholfen werden können - genau das aber galt es zu verhindern.

Obwohl es also dem neuen Mittelstand gelungen war, seine finanziellen Belastungen zulasten der Allgemein-
heit zu reduzieren und obwohl er ein Schulsystem stabilisieren konnte, in dem es Menschen mit geringeren
finanziellen Ressourcen besonders schwer hatten, stieg in den 70er Jahren infolge sozialdemokratischer Poli-
tik - daran sind nun keine Zweifel möglich - der Anteil der Hochschulzugangsberechtigten aus den unteren
Einkommensschichten, dramatisch wie die politische Rechte befand.

Eine wesentliche, wenn nicht sogar die Ursache dafür war das 1971 gegen den heftigen Widerstand der CDU/
CSU in Kraft gesetzte Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG), das nicht nur eine Studentenförderung
vorsah, sondern auch Schülerinnen und Schülern, die eine zur Hochschulreife führende Vollzeitschule der
Sekundarstufe II besuchten, eine Ausbildungsförderung sicherte. Dies war der eigentlich �revolutionäre�
Aspekt der Ausbildungsförderung. Denn damit bestand erstmals für viele Kinder aus einkommensschwachen
Familien eine realistische Möglichkeit, zwischen einem Übergang in eine betriebliche

Berufsausbildung, in der sie eine Ausbildungsvergütung erhalten und so das elterliche Budget entlastet hät-
ten und der Fortsetzung der Schulausbildung wählen zu können. 1975 bezogen rd. 40 Prozent aller Schüle-
rinnen und Schüler der zur Fachhochschul- oder Hochschulreife führenden vollzeitschulischen Sekundarstufe
II �Schüler-BAföG�. Mit der Folge, dass die Zahl der Kinder aus Arbeiterfamilien unter den Studienanfängern
von 7.800 (1968) auf 19.500 (1982) anstieg, sich also deutlich mehr als verdoppelte. Und das bei einem
Rückgang der Zahl der Arbeiter in der Gesamtgesellschaft.

Folgerichtig war eine der ersten Maßnahmen der Regierung Kohl/Genscher, 1983 das Schüler-BAföG faktisch
abzuschaffen, also alle Sek II-Schüler wieder gleich zu behandeln. Der Erfolg stellte sich rasch ein: Der Anteil
der Arbeiterkinder unter den Studienanfängern sank innerhalb der ersten fünf Jahre nach der christlich-libera-
len Wende von 14,6 Prozent auf 11,3 Prozent.

Und um der Gleichbehandlung zusätzlich Genüge zu tun, wurde von der gleichen Regierung das Studenten-
BAföG voll auf Darlehen umgestellt mit der Begründung, dass die Förderung der zweckmäßigen Fortbildung
von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) auch nur auf Darle-
hensbasis geschehe. Eine sehr aparte Form der �Gleichstellung von allgemeiner und beruflicher Bildung�.
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Selbstverständlich erweckte man den Eindruck, die eingesparten Gelder würden den Hochschulen direkt zu-
gute kommen. Dieses Ziel � den Universitäten zu mehr Geld zu verhelfen - hätte man jedoch und zwar sehr
viel direkter und ohne Umwege durch die Wiedereinführung von angemessenen Studiengebühren für die
oberen Einkommen erreichen können. Das hätte allerdings die eigene Klientel der �Besserverdienenden� mit
ca. 10.000 DM für ein Studium (1.000 DM pro Semester war der damals diskutierte Betrag ) belastet.

Doch um Geldbeschaffung für die Universitäten ging es 1983 gar nicht. Sondern um die Abschreckung der
Nachdrängenden. Diese Abschreckung ließ sich am wirkungsvollsten mit der Drohung bewerkstelligen, dass
die Studierenden aus den ärmsten Familien am Ende des Studiums vor einem Schuldenberg von 30.000 DM
und mehr rückzahlbarer BAföG-Schulden stehen würden und das in einer Zeit, in der im typischen ersten
�Aufstiegsberuf� � dem der Lehrerin oder des Lehrers - in den 80er Jahren in Westdeutschland ohnehin kaum
Anstellungsschancen bestanden. Diese Abschreckung funktionierte. Tatsächlich ist nicht nur der Anteil der
Arbeiterkinder unter den Studienanfängern gesunken, das habe ich bereits erwähnt, sondern auch die Selbst-
ergänzungsrate bei den Akademikern deutlich gestiegen: Der Anteil der Akademikerkinder unter den Studien-
anfängern stieg von 28 Prozent in 1992 auf 37 Prozent in 1998. Gleichzeitig sank der Anteil der Abiturienten,
die unmittelbar nach Schulabschluss und Zivil- oder Wehrdienst ein Hochschulstudium aufnahmen, von über
85 Prozent in den 70er Jahren auf zeitweise unter 70 Prozent in den 90er Jahren. Wenn wir heute zu recht
beklagen, dass in Deutschland im Vergleich zu Frankreich oder England, ganz zu schweigen von Japan oder
Schweden der Anteil der Studierenden am Altersjahrgang und die Akademikerquote in der berufstätigen
Bevölkerung zu niedrig sind, dann wurde dafür mit der Wende 1982/83 der Grund gelegt.

Wer aber dennoch das seit 1990 wieder zur Hälfte als Zuschuss ausgezahlte Studenten-BAföG bekommt, der
bekommt das Geld überwiegend von jenen, die früher BAföG erhalten haben: 1998 standen den Ausgaben
für das Studenten-BAföG in Höhe von 1,8 Mrd. DM Rückzahlungen ehemaliger Bafög-Empfänger in Höhe
von über 1 Mrd. DM gegenüber. Das ist sicherlich ein schönes Zeichen von Solidarität unter den Bedrängten.
Nur hat das mit dem Sozialstaatsgedanken nichts mehr zu tun.

Zwar war es überfällig und deshalb auch richtig, dass die Bundesregierung das Studenten-BaföG erhöhte und
die Verschuldungsgrenze reduzierte. Doch der Glaube, man werde damit mehr Kinder aus einkommens-
schwachen Familien oder �Arbeiterkinder� an die Hochschulen bringen, wird sich als ein Irrglaube erweisen.
Diese Kinder kommen gar nicht erst bis zur Hochschulreife, sondern werden nach der Sekundarstufe I in die
betriebliche Berufsausbildung umgelenkt.

Wenn dennoch ein hohes Maß an politischer Energie darein gesetzt wird, die Einführung von Studiengebüh-
ren gesetzlich zu verbieten, wie es zuletzt der SPD-Bundesparteitag im November 2001 in einem �Bildungspo-
litischen Leitantrag� gefordert und die rot-grüne Koalition mit einer HRG-Novelle versucht hat, von einer
Wiedereinführung des Schüler-BAföG oder der Durchsetzung eines beitragsfreien Kindergartenbesuchs ana-
log zum Grundschulbesuch aber abgesehen wird, dann hat mal wieder das auf Privilegiensicherung bedachte
Aufsteigertum gesiegt, oder, wie es der Rektor der wirklich im Zugang offenen britischen �Open University�,
Sir John Daniel, mit Bezug auf die kontinentaleuropäische Studiengebührendebatte formuliert hat: �Die Hölle
kennt keine solche Wut wie der Mittelstand, der sich ängstigt, Zuschüsse zu verlieren, die ärmere Bevölke-
rungsschichten bezahlen.�

Das, was ich hier für den Schul- und Hochschulbereich gezeigt habe, lässt sich auch im berufsbildenden
Bereich nachweisen, nämlich für mögliche Konkurrenten die Bildung möglichst teuer zu machen, in der Hoff-
nung, dass sie es dann bleiben lassen. Berufliche Weiterbildung tut not, das wissen wir mittlerweile alle. Es
gehört auch, hoffentlich, zum Standardwissen, dass innerbetrieblich die Weiterbildung von Führungskräften
stärker gefördert wird als die von Facharbeitern und Fachangestellten oder gar von An- und Ungelernten.

Das Wissen um diese Zusammenhänge war nicht zuletzt der Grund dafür, mit dem Arbeitsförderungsgesetz
1969 ein Instrument zu schaffen, das die �unselbständigen Mittelschichten� mit ausreichenden finanziellen
Mitteln, also Lohnersatzleistungen, ausstattete, damit sie an vollzeitlicher Aufstiegsweiterbildung teilnehmen
konnten. Man nannte das die �zweckmäßige Fortbildung�. Über diesen Weg wurden in den 70er Jahren
zehntausende Facharbeiter und Fachangestellte zu Technikern, Meistern, Fachwirten etc. qualifiziert. Damit
wurde das so schöne dichotomische Bild im Beschäftigungssystem � hier die Akademiker, dort der Rest, ein



23

Bildung, Wissenschaft
und Forschung

Übergang ist nicht möglich � heftigst verwirbelt. Die Meister und Techniker kamen den Ingenieuren sehr nahe
und auch in den Verwaltungs-, Versicherungs- und Bankberufen stimmte die Hierarchie nicht mehr so ganz.
Also musste auch hier ein Riegel vorgeschoben werden. Das machte man dadurch, dass man die zweckmäßi-
ge Förderung zunächst auf Darlehen umstellte und schließlich Ende der 80er Jahre ganz strich.  Und wir
haben damit das uns ja schon bekannte Bild: Der Ingenieur und der Diplom-Betriebswirt bekommen das
kostenfreie Studium ggf. auch noch ein zur Hälfte aus Zuschüssen bestehendes Stipendium für den Lebensun-
terhalt und die kostenlose betriebliche Weiterbildung, der Techniker und der Fachwirt müssen hingegen bis zu
20.000 a Lehrgangsgebühren zahlen und der Zuschussanteil beim Meister-Bafög beträgt nur 20 Prozent.
Machen sie Weiterbildung, so können sie nicht auf �Punkte aus Studienkonten� zurückgreifen, sondern müs-
sen selbst zahlen. Aber das macht ihnen nichts, denn sie sind es ja schon gewöhnt. Und damit ist dann auch
klar, wer für seine Weiterbildung zahlen muss.

Individuelle Kostenbelastung nach beruflicher Stellung
(Durchschnittliche Kosten pro Teilnehmer und Jahr in DM)

Diese auf Zahlen aus dem Jahr 1992 basierende Erhebung ist die einzige, die in den letzten 15 Jahren in
Deutschland zur individuellen Kostenbelastung in Relation zur beruflichen Stellung überhaupt gemacht wor-
den ist. Der Autor dieser Studie, Fritz von Bardeleben, ist mittlerweile in Rente gegangen. Es ist nicht erkenn-
bar, dass irgendjemand bereit ist, eine erneute Erhebung dieser Art zu finanzieren. Fritz von Bardeleben hat
zum Abschluss seiner Untersuchung aus den Ergebnissen zwei Typen zusammengestellt, der eine, der seine
Weiterbildung privat finanzieren muss, und der andere, der dies, weil er sie von anderen finanziert bekommt
und deshalb selten zum eigenen Portemonnaie greifen muss.

TABELLE 7
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Zugehörigkeit von Befragtengruppen zum Typ �private Weiterbildung�

häufig selten
* Nettomonatseinkommen bis 1800 DM 50 % * mehr als 3200 DM 14 %

* Betriebsgröße bis 9 Beschäftigte 44 % * 100 und mehr Beschäftigte 20 %

* An- und Ungelernte 42 % * Beamte 13 %

* Handel und Verkehr 36 % * Kredit/Vers. Gewerbe 21 %

* Frauen 43 % * Männer 28 %

* Alter: bis 34 Jahre 38 % *50 - 64 Jahre 21 %

* bis Hauptschulabschluss 39 % * Mittlerer Abschluss 26 %

6. Was ist zu tun oder: Für eine neue Kultur der Anerkennung von Unterschieden

Ich komme zum dritten, zum Schlussteil. Der Katalog des zu Ändernden ist lang, aber was zu tun ist, lässt sich
auf einen Grundsatz konzentrieren. Wir müssen eintreten für eine neue Kultur der Anerkennung und Beach-
tung von Unterschieden.

Es ist eine der großen Lügen unserer Zeit, dass unter der Fahne �Mehr Chancengleichheit und mehr soziale
Gerechtigkeit� marschiert und dabei doch nur mehr Gleichbehandlung von Ungleichem und damit die Stabi-
lisierung sozialer Ungerechtigkeit realisiert wird. Es muss auch politisch begriffen werden, dass Chancen-
gleichheit gerade nicht durch Gleichbehandlung erreicht wird. Die ungleichen finanziellen, sozialen, intellek-
tuellen etc. Voraussetzungen der Bildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer verlangen nach ungleicher Förde-
rung.

Eine solche differenzierte Förderung wird nicht im dreigliedrigen Schulsystem erreicht. Als ob es nur drei
Begabungsrichtungen, Interessenniveaus oder ähnliches gäbe. Das dreigliedrige Schulsystem suggeriert eine
jeweilige Gleichheit der vorsortierten Kinder, die nicht gegeben ist. Differenzierte Förderung kann nur in ei-
nem ganzheitlichen, gemeinsamen Schulsystem wirkungsvoll geschehen, weil in einem solchen System jedem
von vornherein klar ist, dass dort Kinder mit unterschiedlichen Voraussetzungen zusammen lernen. Wenn
man in den Bildungseinrichtungen allen Kindern ihren unterschiedlichen Voraussetzungen entsprechend ge-
recht werden will, muss statt der Gleichbehandlung Differenzierung nicht nur erlaubt, sondern gefordert und
gefördert werden. Es muss dies auch geschehen im Wissen darum, dass am Ende nicht Gleichheit stehen
wird, sondern dass es im Bildungssystem möglich sein muss, dass viele Leistungsstarke ein Spitzenniveau
erreichen können. Aber fundamental ist, dass alle einen Mindeststandard erreichen, d.h. eine allgemein- und
berufsbildende Grundsicherung erhalten, von der anzunehmen ist, dass sie zum Leben in dieser Gesellschaft
notwendig ist und zur selbstverantwortlichen Gestaltung des Lebens befähigt.

Dies aber heißt, dass prioritär das Erreichen dieses Niveaus von möglichst allen öffentlich zu finanzieren ist.
Denn je weniger junge Menschen dieses Niveau nicht erreichen, desto teurer wird es für die Gesamtgesell-
schaft. Und die Gesamtgesellschaft hat vorrangig die Aufgabe, die Gesamtheit von Kosten zu entlasten, nicht
die privaten Gewinne weniger zu steigern. Sie muss also z.B. alles dafür tun, dass junge Menschen einen
ordentlichen Hauptschulabschluss erreichen, weil dann die Wahrscheinlichkeit groß ist, dass Ausgaben für
Berufsvorbereitungsklassen, in denen ein Hauptschulabschluss nachgeholt werden soll, oder für außerbe-
triebliche Berufsbildungseinrichtungen als Ersatz für betriebliche Angebote entfallen können, ganz zu schwei-
gen von Sozialhilfe oder gar Gefängniskosten. Als deshalb Gabriele Beler, die frühere NRW-Bildungsministe-
rin, auf die Idee kam, für Schüler und Schülerinnen der 10. Hauptschulklasse, die Gefahr liefen, nicht den
Abschluss zu erreichen, fünf wöchentliche Förderstunden zu finanzieren, war dies eine vernünftige Investition
zur Vermeidung späterer höherer Kosten. Doch Beler hatte die Rechnung ohne die uns nun schon bekannte
Kampfsportgruppe Neuer Mittelstand gemacht: Denn mit dem Abschluss der 10. HS-Klasse konnte man, bei
entsprechendem Notendurchschnitt auch den �mittleren Abschluss� erreichen und dann zur Fachoberschule

TABELLE 8
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und zur Fachhochschule etc. gehen. Also beanspruchten Eltern jener Kinder, die diesen Notendurchschnitt
ohne Nachhilfe nicht würden erreichen können, ebenfalls Förderunterricht aus öffentlichen Kassen. Der poli-
tische Druck war so groß, dass schließlich beide Gruppen jeweils drei Förderstunden bekamen. Ob das für die
einen wie für die anderen ausreichend war, ist nicht untersucht worden, soll auch nicht. Wichtig war nur:
wenn die was kriegen, will ich aus was haben. Nur geht es hier aber nicht um einen Streit im Kinderzimmer,
sondern um messerharte gesellschaftliche Auseinandersetzungen, um Verteilungskämpfe.

Was der zusätzliche mittlere Abschluss dem Einzelnen bringen kann, ist in etwa ausrechenbar. Was er der
Gesellschaft bringt, ist schon schwieriger darzustellen. Sehr klar aber ist zu quantifizieren, was das Scheitern
eines jungen Menschen im Schulsystem für Folgekosten hat:

Aufwendungen pro Ausbildungsplatz nach Finanzier in DM und Jahr
(Bezugsjahr 1997)

Betrieb (Brutto-Vollkosten) 35.046
Betrieb (Netto-Teilkosten) 7.003
Benachteiligtenprogramm BA 20-25.000
Gemeinschaftsinitiative Ost, 13-18.500

einschl. BAB 27-32.000
Jugendberufshilfe bis 55.000
Berufsfachschule 12.000

einschl. BAföG 18.000
(Quelle: BiBB, eigene Berechnungen)

Die betriebliche Berufsausbildung kostet den Betrieb netto 3.500 in diesem Fall DM, denn er kann die 7.003
DM noch gewinnmindernd bei der Steuer geltend machen. Also bekommt der Staat 3.500 DM weniger
Steuern. Diese 3.500 DM aber sind eine zu vernachlässigende Größe gegenüber den 55.000, die notwendig
werden, wenn �das Kind in den Brunnen gefallen� ist und die Jugendhilfe eingreifen muss. Ein Platz im
Jugendgefängnis kostet allerdings noch etwas mehr. Und in Jugendgefängnissen sitzen fast nur Jungen ohne
Hauptschulabschluss.

Solche Entwicklungen lassen sich wenn nicht vermeiden, dann doch in der Zahl verringern, wenn nicht erst
gespart und dann repariert, sondern wenn früher staatlich investiert wird. Das aber heißt, wir müssen die
Finanzierung des Bildungswesens vom Kopf auf die Füße stellen und die frühkindliche Förderung intensivieren
und vor allem diese für alle kostenlos machen. Denn die hier getätigten öffentlichen Investitionen helfen
spätere �Reparaturkosten� zu vermeiden.

Wenn im Verlauf des Lebens klar wird, dass die Ausbildung mehr und mehr mit dem zu erwartenden Ver-
dienst positiv korreliert, wie beim Studium, sind individuelle Beiträge angebracht. Noch einmal Berlin: Es gibt
dort, wie erwähnt, 136.000 Kita-Plätze. Und es gibt fast genau so viele , nämlich 133.000 Studierende. Man
könnte also sofort auf jeden Kita-Beitrag der Eltern, die wie wir gesehen haben, ja deutlich ein unterdurch-
schnittliches Einkommen haben verzichten, wenn jeder Studierende 800 a im Jahr Studiengebühren zahlte.
Wenn die Studiengebühr höher läge, was angesichts der Tatsache, dass 60 Prozent der Studierenden aus
Familien mit den 30 Prozent höchsten Einkommen kommen, durchaus angemessen wäre, dann bliebe auch
noch was für die Hochschulen zur Verbesserung der Lehre übrig.

Damit wir uns nicht falsch verstehen, eine allgemeinere Anmerkung: Bis zu den frühen 70er Jahren ging man
davon aus, im Bildungssystem schrittweise den Besuch aller Bildungseinrichtungen kostenfrei zu machen. Bei
den Schulen war die Entscheidung für diese Richtung in den 50er Jahren gefallen, bei den Hochschulen in den
60ern, für die Kindergärten bereitete man dies Anfang der 70er Jahre vor und in der Weiterbildung sollten
durch Weiterbildungsgesetze dazu ebenfalls die Voraussetzungen geschaffen werden. Die amerikanische Vi-
etnam-Politik und ihre Auswirkungen auf die Weltwirtschaft verhinderten die Vollendung der beiden letzten
Absichten. Und es dürfte klar sein, dass wir deren Realisierung auch nicht mehr erleben werden. Deshalb kann

TABELLE 9
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man aber nicht alles beim Alten belassen und das Zufällig-Gewordene, die �Chance der frühen Geburt� als
Besitzstand verteidigen. Wir wissen heute, dass die wichtigen Entscheidungen über die Teilhabe am Bildungs-
system in der frühkindlichen Phase fallen und dass dort wirkliche Möglichkeiten bestehen, mehr soziale Ge-
rechtigkeit zu realisieren, also die enge Relation zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg zu lockern und
zwar nicht im Sinne der Abwertung der bisher Erfolgreichen, sondern mit dem Ziel der Förderung der bisher
Benachteiligten. Die heutige Förderung des Hochschulbesuchs durch Studiengebührenfreiheit ändert hinge-
gen nichts an der Betonierung der sozialen Ungerechtigkeiten.

Deshalb ist der erste und wichtigste Schritt die Abschaffung der Kita-Beiträge. Dies ist für die 5-jährigen, wie
der Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-Böckler-Stiftung in seinem Diskussionspapier �Bildung in der
frühen Kindheit� dargelegt hat, noch im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts mit den bislang zu Verfügung
stehenden Mitteln zu realisieren, weil die Zahl der Kinder in Deutschland kontinuierlich sinkt. Zusätzliche
Mittel sind erforderlich, um ein Bildungsangebot für alle Drei- und Vierjährigen zu sichern und für die Realisie-
rung des Beginns der frühkindlichen Förderung bereits vor dem dritten Lebensjahr, die Qualifizierung der
Kindergärtnerinnen und hoffentlich auch von Kindergärtnern an Hochschulen, den fließenden Übergang von
Kindergarten und Grundschule mit der Möglichkeit der Tätigkeit der Arbeitskräfte in beiden Bereichen.

Der Grundschulbereich muss zu einem Ganztagsschulbereich ausgebaut werden, in dem auf Hausaufgaben
verzichtet wird und auch andere Lehrerinnenersatzleistungen nicht auf Mütter übertragen werden. Nur in der
Kombination von Ganztagskindergarten und Ganztagsgrundschule wird auch die Integration der Kinder mit
nicht-deutscher Muttersprache erreicht und damit die Produktion der vielen Hauptschulabgänger vermieden
werden können.

Ich kann und will jetzt nicht das gesamte Bildungssystem neu skizzieren. Das verlangte weitere Vorträge von
mindestens gleicher Länge. Das will ich Ihnen ersparen. Was ich denke, das zu tun ist, lässt sich in den
Diskussionsvorschlägen des Sachverständigenrats Bildung bei der Hans-Böckler-Stiftung nachlesen, an denen
ich mitwirken durfte. Aber es kann auch nicht schaden, das eine oder andere kluge Buch oder den einen oder
anderen klugen Aufsatz etwa in den Gewerkschaftlichen Monatsheften zum Thema zu lesen. Sie müssen sich
vor der Qual der Wahl nicht fürchten. Es gibt davon nicht allzu viele.

Aber auf eine zweite Reform, die von mindestens so zentraler Bedeutung ist wie die frühkindliche Förderung
will ich zum Abschluss hinweisen. Nach dem Abschluss der Sekundarstufe I der allgemeinbildenden Schulen,
also der Vollzeitpflichtschule, findet erneut etwas wie ein Neuanfang statt, in vielem durchaus vergleichbar
der Situation zu Beginn der Bildungsphase. Es gibt, nachdem die vorhergehenden 10 Jahre weitgehend fest-
gelegt waren, wieder eine Entscheidungssituation, in der aber, im Unterschied zu früheren, die Finanzen eine
entscheidende Rolle spielen können. Es geht um den Übergang in die betriebliche Ausbildung mit einer vom
Arbeitgeber finanzierten, dank gewerkschaftlicher Aktivitäten heute nicht unbeträchtlichen Ausbildungsver-
gütung einerseits und der weiteren Belastung des elterlichen Budgets bei einem weiteren Besuch der zur
Hochschulreife führenden Vollzeitschulen. Wenn an dieser Stelle wirkliche Wahlmöglichkeit geboten werden
soll, dann ist die Wiedereinführung des Schüler-BaföG unerlässlich. Seit 1985 stagniert in der Bundesrepublik
der Anteil der Abiturienten am Altersjahrgang. Einschließlich der Fachoberschulabsolventinnen und �absol-
venten bleibt der Anteil der Hochschulzugangsberechtigten in der BRD bei unter 50 Prozent. In den anderen
vergleichbaren Industrieländern wie Japan, Frankreich und Großbritannien werden aber mittlerweile die 80
Prozent am Altersjahrgang angestrebt bzw. sind fast erreicht. Dieser Anteil wird nicht nur benötigt, um den
Akademikernachwuchs zu sichern. Vielmehr sind die Anforderungen in vielen Dienstleistungsberufen längst
so hoch, dass sie ohne eine solche allgemeine Vorbildung kaum mehr erfüllt werden können. Wir müssen
deshalb nicht nur den jungen Menschen, sondern mehr noch den Familien eine realistische Alternative zum
frühzeitigen Übergang in eine betriebliche Berufsausbildung anbieten. Dies hat auch etwas mit der wachsen-
den � relativen � Armut in unserem Land zu tun, eine Erscheinung, die erfolgreich aus dem öffentlichen
Bewusstsein verdrängt wird und die zunehmend Bedeutung schon für den frühen Bildungsbereich gewinnt.

Aber das wäre nun wirklich ein weiteres Thema.

Ich danke Ihnen für ihre Aufmerksamkeit und für Ihre Geduld mit mir.
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Dr. Roman Jaich

Gestaltungsvorschläge für die Bildungsfinanzierung

Vorstellung des Endberichts eines Forschungsprojektes an die Max-Träger-Stiftung
�Bildungsfinanzierung in Deutschland�1

Vorbemerkungen:

Das Projekt �Bildungsfinanzierung in Deutschland - Analyse und Gestaltungsvorschläge� wurde im Auftrag
der GEW durchgeführt und von der Max-Träger-Stiftung finanziert. Projektleiter war Prof. Bernhard Nagel,
Projektmitarbeiter Roman Jaich. Das Projekt war an der Universität Kassel angesiedelt und hatte eine Laufzeit
vom 01.02.2000 bis zum 31.01.2002.

Zentrale Aufgabe war die Bestandsaufnahme des Systems der Bildungsfinanzierung in Deutschland sowie die
Entwicklung von Gestaltungsvorschlägen.

Der Analyse wurde ein Ökonomischer Ansatz zugrundegelegt, d.h. die Beurteilung des Bildungssystems er-
folgte anhand des Effizienzkriteriums �Minimumprinzip�, d.h. ein festgelegtes Ziel mit möglichst geringem
Aufwand zu realisieren.

Die Struktur des Endberichts spiegelt die derzeitige Situation des Bildungssystems wider, es wurden die Berei-
che Tageseinrichtungen für Kinder, Allgemeinbildende Schulen, Berufsausbildung, Hochschulstudium sowie
die Weiterbildung untersucht.

1. Tageseinrichtungen für Kinder

Die zentrale Fragestellung lautet, welches Verhältnis von staatlicher und privater Finanzierung im Bereich der
Kindertageseinrichtungen sinnvoll ist. Hierbei sind die unterschiedlichen Funktionen von Kin-
dertageseinrichtungen zu berücksichtigen: die Betreuungsfunktion, die Bildungsfunktion, sowie die Erzie-
hungsfunktion Weiterhin stellt sich die Frage, auf welcher Ebene und in welcher Form eine staatliche Finanzie-
rung erfolgen sollte.

Ingesamt zeigte sich bei der Untersuchung, dass aufgrund der besonderen Bedeutung der Bildung in früher
Kindheit für den weiteren Bildungslebenslauf, im Bereich der Kindertagesstätten ein erheblicher Finanzie-
rungsbedarf besteht. Erforderlich erscheint eine Ausweitung der öffentlichen Finanzierung, um sowohl die
Quantität als auch die Qualität des Angebots an Plätzen zu erhöhen.

Es ist nicht möglich, die tägliche Betreuungszeit für Kinder exakt anzugeben, die im Durchschnitt zu einem
gesellschaftlich optimalen Ergebnis führt. Dies ist eine politische Entscheidung nach pädagogischen Gesichts-
punkten. Es deutet aber vieles darauf hin, insbesondere, wenn die Integrations- und die Betreuungsfunktion
der Kindertageseinrichtung im Vordergrund stehen, dass eine täglich 4-stündige Betreuungszeit, wie sie in
einigen Bundesländern immer noch üblich ist, zu gering ist. Hier ergibt sich erheblicher Handlungsbedarf.

Nur durch beitragsfreie Kindertageseinrichtungen können alle Funktionen von Kindertageseinrichtungen glei-
chermaßen erfüllt werden. Beitragsfreie Kindergärten erhöhen die Bereitschaft der Eltern, ihre Kinder in Kin-
dertageseinrichtungen unterzubringen. Beitragsfreiheit erscheint auch sinnvoller als eine Gebührenstaffe-
lung. Eine Gebührenstaffelung führt dazu, dass die Bezieher hoher Einkommen aufgrund der hohen Beiträge
alternative Betreuungsleistungen wählen, ebenso wie die Bezieher der unteren mittleren Einkommen, für die
eine alternative Betreuung durch Familienangehörige attraktiver wird. Gebührenstaffelung führt damit zu
einer gesellschaftlichen Spaltung und stellt somit keine Alternative zur Gebührenfreiheit dar. Durch eine sol-
che würde der Aufbau des Humanvermögens schon frühzeitig in Gang gesetzt.

Die zusätzlichen öffentlichen Aufwendungen würden zum Teil durch den eingesparten Verwaltungsaufwand
bei der Ermittlung der Elternbeiträge gedeckt. Die noch fehlenden Mittel könnten dadurch aufgebracht wer-
den, dass die öffentliche Familienförderung von monetären Leistungen auf Sachleistungen umgestellt wird.
Festzuhalten ist jedoch, dass die Ausweitung des Angebots nicht allein durch Umschichtungen erbracht wer-

1 Dieser Beitrag fasst die Ergebnisse des Forschungsprojektes zusammen und steht nicht im Zusammenhang mit der
derzeitigen Tätigkeit in der Geschäftsstelle der Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen Lernens. Um Interessen-
konflikte zu vermeiden, werden in diesem Beitrag nicht die Ergebnisse zu dem Weiterbildungsbereich wiedergegeben.
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den kann, sondern dass erhebliche zusätzliche öffentliche Mittel für diesen Bereich aufgebacht werden müs-
sten.

Die Finanzierung sollte zu einem größten Teil durch das jeweilige Bundesland und zu einem geringen Anteil
durch die Kommunen erfolgen. Eie solche Regelung führt dazu, dass die Qualität und Quantität des Angebots
nur in geringem Umfang von der Finanzausstattung und den Präferenzen der Kommunen abhängt. Der
geringe Finanzierungsanteil der Kommunen ermöglicht eine kurzfristig flexible Anpassung an Veränderun-
gen. Die Entscheidungsfindung vor Ort ist häufig schneller möglich, Entscheidungen können zielgenauer
erfolgen. Die spezifischen Besonderheiten vor Ort können besser berücksichtigt werden. Zu überlegen wäre,
ob eine Finanzierung durch Land und Kommune in ähnlicher Form erfolgen könnte, wie es derzeit bei den
Schulen üblich ist: Die Personalkosten werden vom Land getragen, die restlichen Betriebskosten zahlt die
Kommune.

Problematisch ist eine öffentliche Finanzierung, die auslastungsabhängig erfolgt und einen Wettbewerb zwi-
schen Einrichtungen auslöst. Eine solche behindert Chancengleichheit; und die unterstellte positive Effizienz-
wirkung ist auf Grund von verschiedenen Formen des Marktversagens mehr als fraglich. Eine Einrichtungsfi-
nanzierung kann Chancengleichheit besser gewährleisten, deren Effizienzwirkung hängt von der Ausgestal-
tung und der Bedarfsplanung ab. Sie ist daher vorzuziehen. Sinnvoll ist es, die Bedarfsplanung weiter zu
entwickeln.

Erforderlich erscheint auch eine andere Qualifikation des Personals in den Kindertageseinrichtungen. Auf-
grund der überragenden Bedeutung der Kindertageseinrichtungen für den weiteren Bildungslebenslauf der
Kinder erscheint eine ErzieherInnenausbildung an der Hochschule angeraten. Dies wiederum würde die Ko-
sten für die öffentliche Hand erhöhen, da einerseits die Ausbildung teuerer würde und andererseits die Ge-
haltserwartungen sich verändern würden.

2. Das System der Finanzierung der allgemeinen Schulbildung in Deutschland

Im Schulbereich tritt die mangelhafte finanzielle Ausstattung des Bildungsbereichs deutlich zu Tage. Hier sind
zusätzlich öffentliche Mittel in erheblichem Umfang erforderlich. Dies betrifft einerseits den Ausbau von
Ganztagsschulen und zum anderen die Ausstattung der Schulen. Viele Bundesländer sind derzeit bemüht, ein
Konzept der garantierten Halbtagsschule umzusetzen. Dieser richtige Ansatz ist jedoch erst ein Anfang. Es
muss hier ein Konzept zur Verzahnung des Elementarbereiches mit dem Schulbereich gesucht werden, das

eine flächendeckende Ganztagsbetreuung sicherstellt. Ein Umbau des Schulbereichs könnte einen Teil des
hierfür benötigten Finanzbedarfs erbringen: Das gegliederte Schulsystem ist vergleichsweise teurer als ein
Gesamtschulsystem.

Die derzeitige Entwicklung, fehlende öffentliche Mittel durch private Mittel in Form von Sponsoring, Wer-
bung und anderem zu kompensieren, kann die soziale Ungleichheit verstärken. In geringem Umfang stellt
Sponsoring eine Finanzierungsart dar, die eine flexible Anpassung ermöglicht. In stärkerem Umfang kann
Sponsoring zu einem Rückzug der öffentlichen Hand aus der Grundfinanzierung führen und damit zu einer
ungleichen Schulausstattung. Private Finanzierungsanteile sollten daher allenfalls für Zusatzangebote der
Schulen zulässig sein.

Die Einführung von Wettbewerbselementen im Schulbereich in Form von Budgetierung oder Quasi-Märkten
ist als ausgesprochen problematisch einzustufen. Mögliche Effizienzgewinne sind fraglich, und die Chancen-
gleichheit wird in deutlich stärkerem Maße gefährdet als in Schulsystemen ohne Marktwettbewerb.

Die Einführung von Globalhaushalten bzw. Budgets könnte die innere Effizienz der Schule erhöhen und sich
gesamtgesellschaftlich als vorteilhaft erweisen, wenn Wettbewerbselemente ausgeschaltet sind. Marktwett-
bewerb führt nicht zu mehr Autonomie der Einzelschule, ersetzt wird lediglich die Abhängigkeit von der
Bürokratie durch die Abhängigkeit vom Markt. Ein ausgereiftes Modell, das diese Bedingung �Autonomie
ohne Marktwettbewerb� erfüllt, besteht aber derzeit nach unserer Kenntnis noch nicht.

Um die Bildungsbeteiligung insgesamt zu erhöhen, sollte Schüler-BAföG wiedereingeführt werden. Dadurch
würde die Entscheidung über den Bildungspfad unabhängig von den Vermögensverhältnissen der Eltern
möglich sein. Damit dieses seine Wirkung voll entfalten kann, sollte es als Zuschuss ausgestaltet werden.
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3. Berufliche Erstausbildung

Im Bereich der beruflichen Erstausbildung sind Betriebe in weit stärkerem Maße an der Finanzierung beteiligt
als in anderen Bildungsbereichen. Dies ist aus einer ökonomischen Perspektive auch effizient, da vor allem die
Betriebe von qualifizierten Arbeitnehmern profitieren. Allerdings ist eine Tendenz zu beobachten, dass sich
die Betriebe aus der Finanzierung zurückziehen. Einerseits, indem die Bereitschaft auszubilden zurückgeht,
dies ist unabhängig von der Betriebsgröße festzustellen. Andererseits, indem Betriebe sich ihre Ausbildungs-
bereitschaft vom Staat �bezahlen� lassen. Darüber hinaus ist festzustellen, dass die Ausbildungsbereitschaft
nicht am erwarteten Fachkräftebedarf orientiert ist, d.h. in einigen Branchen wird über Bedarf ausgebildet
und in anderen unter Bedarf.

Eine kollektive Finanzierung durch die Betriebe in Form von Fonds oder Umlagen erscheint geeignet, diese
Fehlentwicklungen zu korrigieren. Durch die zu entrichtende Umlage wird es für die Betriebe interessanter
auszubilden, da Betriebe die Kosten für Ausbildungen zahlen müssen, unabhängig davon ob sie ausbilden
oder nicht.

Ein Engagement der öffentlichen Hand an der Finanzierung der beruflichen Ausbildung sollte weiterhin be-
stehen. Die Gesellschaft insgesamt profitiert von gut ausgebildeten Beschäftigten; Berufsbildung trägt zur
Sicherung der Wirtschaftskraft und damit des Wirtschaftsstandorts bei. Es bestehen positive externe Effekte
der Berufsausbildung; diese legitimieren eine anteilige öffentliche Finanzierung der Berufsausbildung. Wir
halten es aber nicht für sinnvoll, den Staat direkt an der Finanzierung der Fonds zu beteiligen. Vielmehr sollte
der Staat sich im Wesentlichen auf die Finanzierung des schulischen Teils der Berufsausbildung und auf die
Bereitstellung eines eigenen Angebots außerhalb der Fonds beschränken. Indem dieser eigene attraktive Aus-
bildungsangebote bereitstellt, konkurriert er um Ausbildungsplatznachfrager mit den betrieblichen Anbie-
tern. In Einzelfällen ist die öffentliche Förderung von betrieblichen Fonds sinnvoll, etwa bei Modernisierungs-
maßnahmen, Innovationsförderung und Verbundmodellen. Hieraus ergeben sich indirekte Steuerungsmög-
lichkeiten für den Staat.

Probleme bestehen jedoch nicht nur bezüglich der Finanzierung des betrieblichen Teils der dualen Berufsaus-
bildung. Der schulische Teil der Berufsausbildung ist durch eine Unterfinanzierung gekennzeichnet. Dies zeigt
sich am Unterrichtsausfall, aber auch an der Bedeutung von Sponsoring an den berufsbildenden Schulen. Ein
stärkeres finanzielles Engagement der öffentlichen Hand ist daher notwendig.

Einen dritten Problembereich stellt die Finanzierung der Berufsausbildung außerhalb des BBiG dar. Hier wer-
den teilweise Schulgelder erhoben, die zu einer Verzerrung der relativen Preise zwischen alternativen Ausbil-
dungsformen führen. Wir halten es für sinnvoll, diesen Bereich in das vorgeschlagene Fondskonzept zu inte-
grieren. Alternativ ist als �billige� Lösung für die öffentliche Hand an die Einführung von BAföG in Verbindung
mit Stipendien zu denken, als methodisch-korrekte Lösung, aber teurer, die Einführung einer Gebührenfrei-
heit in Verbindung mit BAföG.

4. Hochschule

Im Bereich der Hochschulen haben Bernhard Nagel und ich uns intensiv mit der Frage von Studiengebühren
auseinandergesetzt. Es werden derzeit unterschiedliche Modelle diskutiert. So gibt es Vorschläge, die auf eine
vollständige private Finanzierung hinauslaufen, d. h., Hochschulbildung wird als rein privates Gut aufgefasst.
Weitaus häufiger sind Vorschläge, die auf eine anteilige Finanzierung durch die Nachfrager abzielen. Diese
können danach unterschieden werden, ob sie zur Vermeidung sozialer Härten eine Differenzierung der Ge-
bühren vorsehen oder nicht. Unterschiede bestehen auch hinsichtlich der Auffassung, ob Studiengebühren
nach Studiengängen differenziert werden sollten. Wenn keine soziale Differenzierung der Studiengebühren
vorgesehen ist, werden in der Regel Studienkredite vorgeschlagen, die einen sozialen Ausgleich schaffen
sollen. Des weiteren werden Studiengebühren für bestimmte Gruppen vorgeschlagen. In einigen Bundeslän-
dern existieren bereits Gebühren bei überlangen Studienzeiten oder beim Zweitstudium; von verschiedenen
Bundesländern wird die Einführung von Studiengebühren erwogen.

So unterschiedlich wie die vorgeschlagenen Modelle sind die Erwartungen, die mit Studiengebühren verbun-
den werden:
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Hochschulfinanzierung: Die Einführung von Studiengebühren wird vorgeschlagen, um die Finanzierung der
Hochschulen zu verbessern, da man davon ausgeht, dass nicht mehr öffentliche Mittel als bisher für die
Hochschulen bereitgestellt werden.

Effiziente Studienentscheidungen: Studiengebühren sollen zu einem effizienten Nachfrageverhalten führen.
Man erwartet, dass Studenten sich für den Studiengang und die Hochschule mit der individuell höchsten
Nutzenerwartung entscheiden, ihr Studium nicht �unnötig� verlängern und allgemein effizient zwischen al-
ternativen Ausbildungsgängen abwägen.

Reduzierung der Nachfrage: Es wird davon ausgegangen, dass bei einem gebührenfreien Hochschulzugang
zu viele studieren. Dies führt zu einer Überfüllung der Hochschulen, zu einer Verschlechterung der Qualität
des Studiums und zu einem Qualifikationswettlauf nach unten.

Effizientes Angebot: Mit der Einführung von Studiengebühren wird ein zunehmender Wettbewerb der An-
bieter erwartet. Die Anbieter von Ausbildungsleistungen konkurrieren dann nicht mehr um die öffentliche
Zuweisung knapper Ressourcen, sondern um die Zahl der Studierenden. Sie sollen nicht mehr im selben
Umfang wie bisher Renten aus ihren Ausbildungsleistungen beziehen.

Chancenungleichheiten und Ungerechtigkeiten sollen beseitigt werden. Ein gebührenfreier Hochschulzu-
gang führt angeblich einerseits zu einer finanziellen Umverteilung von den Nichtakademikern hin zu den
Akademikern und andererseits zu einer Umverteilung von Haushalten mit geringen Einkommen hin zu Haus-
halten mit hohen Einkommen. Studiengebühren sollen diese Ungerechtigkeiten verringern oder beseitigen.

Nach unserer Auffassung spricht gegen Studiengebühren vor allem, dass ein Rückgang der Studierendenzah-
len zu erwarten ist. Dies ist für Deutschland zu erwarten, da hier eine attraktive alternative Form der Berufs-
qualifizierung besteht, die duale Berufsausbildung. Zu erwarten ist daher bei der Einführung von Studienge-
bühren, dass gerade Kinder aus den unteren mittleren Haushalten vom Studium abgeschreckt würden. Die
Haushalte, die gerade nicht in den Genuss einer öffentlichen Förderung gelangen würden.

Für diese Einschätzung spricht die Entwicklung in Österreich. Dort werden seit dem Studienjahr 2001/2002
Studiengebühren in Höhe von jährlich 726 �  erhoben und haben zu einem als dramatisch zu bezeichnenden
Rückgang der Studierenden geführt. Exmatrikuliert haben sich fast 20 % der Studierenden und die Zahl der
Studienbewerber ist um fast 15 % zurückgegangen. Der Rückgang der Rückmeldungen könnte noch damit
begründet werden, dass diejenigen die Hochschule verlassen haben, die nur noch pro forma eingeschrieben
waren. Dies greift aber nicht bei den Neueinschreibungen. Hier kann nur vermutet werden, dass viele alterna-
tive Ausbildungspfade eingeschlagen haben und zu fragen ist, ob dies erwünscht ist.

Die Frage ob Studiengebühren eingeführt werden sollten hängt somit eng zusammen mit der Frage nach der
gesellschaftlich �erwünschten� Studierendenquote. Diese wird in Deutschland von allen Interessengruppen
als mit ca. 30 % als zu niedrig angesehen.
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Rainer Domisch, Zentralamt für Unterrichtswesen in Helsinki

Bildungsbeteiligung und Bildungsfinanzierung in Finnland

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

zunächst möchte ich Ihnen für die Einladung zu diesem Seminar danken und Ihnen gleichzeitig die Grüße der
finnischen Unterrichtsministerin Maija Rask und der neuen Präsidentin des finnischen Zentralamtes für Unter-
richtswesen Kirsi Lindroos übermitteln.

Beide freuen sich über das Interesse am finnischen Bildungssystem, das seit der Veröffentlichung der PISA-
Ergebnisse in der deutschen Öffentlichkeit herrscht. Und beide haben wiederholt ihrer Freude darüber Aus-
druck verliehen, dass Deutschland, das spätestens seit Martin Luthers Zeiten als  Lehrmeister für Bildung in
Finnland gegolten hat, sich seit fast einem Jahr für die weltweiten Erfolge des ehemaligen Zöglings interes-
siert.

Die Verbindungen zwischen Finnland und Deutschland sind älter als man allgemein so denkt. So hatte Finn-
land nach Erlangung seiner Unabhängigkeit im Jahre 1917 schon einen  hessischen Prinzen  zum finnischen
König gewählt. Der Name Väinö der Erste war für den hessischen Prinzen Friedrich Karl schon gewählt, die
Krone war schon geschmiedet und sie liegt heute noch im Nationalmuseum in Helsinki. Aber die Begeisterung
für eine Monarchie hatte sich dann doch in Grenzen gehalten und der auserwählte König hatte nie finnischen
Boden betreten. War wohl auch besser so.

Die Zeit nach PISA hat vor allem die Bildungsdiskussion in Deutschland belebt.  Aber was einen Schock in
Deutschland verursacht hat,  hat die Öffentlichkeit in Finnland nicht sonderlich bewegt. Als meine Kollegin-
nen und Kollegen im Zentralamt  die Ergebnisse der PISA-Studie im letzten Dezember vernommen hatten,
hörte ich zunächst einmal ein finnisches �Oho�. Das ist ein Ausdruck,  mit dem man in der finnischen Sprache
seine allerhöchste Verwunderung zum Ausdruck bringen kann. Und dazu meinte die Leiterin der Abteilung
für schulische Evaluation eher zurückhaltend als erfreut: Mal sehen, wie wir bei der nächsten Studie abschnei-
den werden.

Wenn ich Schulleiter darum bitte, mit Besuchergruppen aus Deutschland ihre Schule besuchen zu dürfen, was
immer sofort zugesagt wird, und ich hinzufüge: �Können die Besucher  dann auch etwas über den PISA-
Erfolg der finnischen Schulen erfahren?�, dann höre ich meistens als Antwort: �Pisa, was ist denn das!�

Um Ergebnisse von heute erklären zu können, muss man sich die bildungspolitischen Entscheidungen von
gestern vor Augen führen.

Die letzte große landesweite, heiße und kontroverse  Bildungsdebatte wurde in Finnland in den 60-er Jahren
geführt. 1964 hatte das finnische Parlament einen Ausschuss zur Reform des finnischen Schulsystems gebil-
det. Damals wurden die Schüler in Finnland nach vier Jahren Grundschulzeit im Alter von 11 Jahren in zwei
unterschiedliche Schularten selektiert: In eine Volksschule und in eine Mittelschule, die über ein Gymnasium
zum Abitur führte.  Der Parlamentsausschuss musste damals  einen Vorschlag unterbreiten, wie die Schulen in
Finnland den Verfassungsauftrag besser erfüllen könnten, nämlich allen Kindern im Lande unabhängig von
ihrer sozialen Herkunft, von ihrem regionalen Wohnort und unabhängig vom Geschlecht möglichst gleiche
Bildungschancen in allen Schulen des Landes zu sichern.

1968 beschloss die Parlamentsmehrheit, damals getragen von der konservativen Zentrumspartei und der
sozialdemokratischen Partei, die Abschaffung des gegliederten Schulsystems und die Einführung eines inte-
grativen Schulsystems. Dieses existiert seit genau 30 Jahren in seiner Grundstruktur unverändert bis heute.
Über dieses Schulsystem bestehen seit Jahrzehnten über alle Parteiengrenzen hinweg keinerlei grundsätzliche
Meinungsverschiedenheiten mehr.

Diese Schulreform wird rückblickend in Finnland als die wichtigste schulische Reform und von Experten gar als
Jahrhundertreform betrachtet,  als eine Änderung im Schulwesen, die man in einer demokratischen Gesell-
schaft mit großer Anstrengung in dieser Reichweite einmal in einem Jahrhundert verwirklichen kann.

Wir brauchen jeden, wir können es uns nicht leisten, auch nur einen einzigen beiseite zu lassen. So lautet seit



32

Bildung, Wissenschaft
und Forschung

Jahrzehnten die Maxime der schulpolitisch Verantwortlichen. Syrjäyttäminen, was so viel heißt wie jemanden
ausgrenzen, ist der geächtetste Begriff im finnischen Schulleben.

Finnland ist von der Fläche so groß wie das vereinigte Deutschland. Aber das Land besiedeln nur halb so viele
Menschen wie Baden-Württemberg Einwohner hat, nämlich 5 Millionen. Schon das ist ein Grund, weshalb
man auf das Schicksal jedes Einzelnen Wert legt und es zumindest im öffentlichen Bewusstsein keine hoff-
nungslosen Fälle geben darf.

Dazu lebt die Hälfte der Finnen im südwestlichen Landesteil in einem Dreieck, das die Städte Helsinki, Tampere
und Turku bilden.

Überlegungen, wie man in den dünn besiedelten Gebieten in Mittel- und Ostfinnland oder in Lappland schu-
lische Bildungsgerechtigkeit verwirklichen kann, gab es bereits seit Beginn des 19. Jahrhunderts. Und die
Vorstellung einer Gemeinschaftsschule für alle Schüler während der grundlegenden allgemeinen Schulbil-
dung war seit damals lebendig.

Das Ergebnis dieser Schulreform, die 9-jährige Gesamtschule, oder besser gesagt Gemeinschaftsschule wird
von allen Schülerjahrgängen besucht.

Für alle Schüler zwischen dem siebten und 15. Lebensjahr gilt derselbe Bildungsweg für die schulische Grund-
bildung ohne äußere Differenzierungsmaßnahmen und mit demselben Fächerkanon, mit der Einschränkung,
dass etwa 20 Prozent der Unterrichtszeit Schulen zur eigenen Profilierung und für zusätzliche Unterrichtsan-
gebote zur Verfügung steht.

Dazu sagte vor kurzem einer der Hauptarchitekten des heutigen Schulsystems, dass kein Mensch weder da-
mals noch heute auch nur einen einzigen vernünftigen Grund nennen konnte und kann, warum man 11-
Jährige in Finnland in unterschiedliche Schularten aufteilen sollte.

Für finnische Schüler beträgt die Unterrichtspflicht 9 Jahre, eingeschult werden die Kinder mit sieben Jahren.
95 Prozent der Schulanfänger haben ein Jahr Vorschule hinter sich und mehrere Jahre Betreuung in einer
Kindertagesstätte oder bei einer Tagesmutter.

Die peruskoulu, wie die finnische Gesamtschule genannt wird, kennt ein umfangreiches Fördersystem und
geht von einer größtmöglichen Integration von lernschwachen Kindern aus. Werden Lerndefizite bereits in
den Kindertagesstätten festgestellt, dann werden diese Kinder ein Jahr früher eingeschult und entsprechend
werden sie ein Jahr später aus der Gesamtschule entlassen. Für diese Gruppe der Schüler beträgt die Pflicht-
schulzeit 11 Jahre, also 2 Jahre länger als für normal Lernende.

Fördermaßnahmen können unterrichtsbegleitend erfolgen in Kleingruppen. Diese Maßnahmen werden ab-
gesprochen zwischen dem Klassen- oder Fachlehrer und Sonderpädagogen und je nach Bedarf mit der Ge-
sundheitsfürsorgerin, dem Schulpsychologen oder dem Kurator, der die Verbindung zum Elternhaus herstellt
oder aufrechterhält.

In jeder Schule arbeitet ein Schullaufbahnberater oder eine Studienberaterin. Sie stehen Schülern ab der 7.
Klasse täglich zur Verfügung  und sie sind  vor allem in der gymnasialen Oberstufe unentbehrlich.

Falls nötig, können auch Ärzte oder Neurologen zu Rate gezogen werden. An fast jeder Schule gibt es auch
Lehrerassistenten, die nach Bedarf Lehrer in der Klasse bei binnen differenzierenden Maßnahmen unterstüt-
zen. Kinder mit vorübergehenden Lernschwächen können in zeitlicher Begrenzung von wenigen Wochen
oder Monaten in Kleingruppen betreut werden. Es gibt auch Schüler, für die ein individueller Lehrplan für
einige Monate oder gar Jahre erarbeitet wird.

Kinder mit einer anderen Muttersprache als Finnisch besuchen während der Vorschulzeit 20 Stunden pro
Woche einen Kurs in Finnisch als Fremdsprache, um sie fit zu machen für den Unterricht in der ersten Klasse.
Ältere Schüler erhalten 2-3 Wochenstunden Förderunterricht in Finnisch als Fremdsprache und zusätzlich
haben sie nach dem Schulgesetz 3 Jahre lang nach ihrer Ankunft in Finnland Anspruch  auf 2-3 Stunden
wöchentlichen Unterricht in ihrer eigenen Muttersprache. Man hat festgestellt, dass der Lernfortschritt in der
Fremdsprache wesentlich effektiver ist, wenn Kinder gleichzeitig systematisch in ihrer Muttersprache gestärkt
werden.
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Alle Schüler in Finnland lernen seit den 70-er Jahren obligatorisch zwei Fremdsprachen, eine erste Fremdspra-
che ab Klasse 3 oder früher und die zweite Landessprache ab Klasse 7. Das ist für die Mehrheit Schwedisch
und für die sechs Prozent schwedischsprachigen Schüler Finnisch. Dazu kommt eine fakultative Fremdsprache
ab Klasse 5, eine weitere ab Klasse 8 und zu Beginn der gymnasialen Oberstufe können die Schüler noch eine
zusätzliche Sprache wählen.

Es ist deshalb keine Seltenheit, dass eine Abiturientin oder ein Abiturient fünf Fremdsprachen während der
Schulzeit gelernt hat.

Die deutsche Sprache hat in den finnischen Schulen im Gegensatz zu den anderen skandinavischen Ländern
ihre Stellung ausbauen können. Über 20 Prozent aller Gesamtschüler in den Klassen 1-9 lernen Deutsch und
dazu die Hälfte aller Schüler in der gymnasialen Oberstufe.

In Finnland ist neben der intensiven Leseerziehung ab dem Vorschulalter die frühe intensive Beschäftigung mit
Fremdsprachen und mit Fremdsprachenlernen auch ein Grund für eine ausgeprägte Lesebereitschaft. Dem
Land Baden-Württemberg kann man in diesem Zusammenhang zu dem mutigen und beispielhaften Schritt
gratulieren, bereits ABC-Schützen mit einer ersten Fremdsprache vertraut zu machen.

Einen weiteren Anreiz für natürliches Fremdsprachenlernen in Deutschland brächte die Abschaffung der syn-
chronisierten Filme im Fernsehen und in Kinos und die generelle Einführung von Originaltonversionen mit
Untertiteln. Man hat ausgerechnet, dass ein finnischer Jugendlicher im Alter von 16 Jahren allein durch das
Lesen der Untertitel von Fernsehfilmen automatisch Texte im Umfang von mehreren Romanen gelesen hat.
Dazu erhalten die Kinder Unterricht in anderen Sprachen als obligatorische audiovisuelle Zugabe.

Erziehung und Bildung in der Schule spielt sich hauptsächlich im pädagogischen Beziehungsverhältnis zwi-
schen Schülern und Lehrern ab. Wo Lehrer keine Schüler motivieren können, wo kein Funke überspringt, da
findet kein Lernen statt.

In Finnland gehören neben Polizisten Lehrer zu den am höchsten angesehenen Berufsgruppen.  Der Lehrerbe-
ruf ist für junge Menschen immer attraktiv gewesen, wobei die Bezahlung aber mit Gewissheit nicht das
ausschlaggebende Motiv ist.

Von 100 Bewerbern, die sich im letzten Frühjahr an der Universität Helsinki für den Studiengang Grundstufen-
lehrer beworben haben, wurden nur 30 aufgenommen. Und nicht viel anders sieht es beim Fachlehrerstudi-
um aus. Lehrer an finnischen Schulen absolvieren ein Universitätsstudium mit der Magisterprüfung, unabhän-
gig davon, auf welcher Schulstufe sie später unterrichten. Mehr und mehr ist neben dem fachwissenschaftli-
chen Studium die pädagogische Ausbildung in den Vordergrund gerückt. Manchmal fühle ich mich ange-
sichts der neuen Zielsetzung für finnische Lehrerausbildung an mein eigenes Lehrerstudium in Baden-Würt-
temberg in den 60-er Jahren erinnert: Lehrerstudenten kommen vom ersten Semester an mit der Schulpraxis
in Kontakt. Gespräche und psychologische Tests sollen solche Studenten, die ganz offensichtlich persönliche
Schwierigkeiten haben, mit  Kindern und Jugendlichen ein echtes mitmenschliches Beziehungsverhältnis auf-
zubauen, auf ein anderes Berufsziel lenken. Noten für praktische Lehrbefähigungen wurden abgeschafft und
durch das Zertifikat �Lehrbefähigung erreicht� ersetzt.

Die schulische Atmosphäre wird in dem kleinen Land im hohen Norden ganz eindeutig von einem ausgespro-
chen partnerschaftlichen Verhältnis zwischen Lehrern und Schülern geprägt. Dabei ist das Sich Duzen zwar
ein für Mitteleuropäer auffallendes aber nicht einmal ausschlaggebendes Zeichen.

Eine Erziehungswissenschaftlerin und Professorin an der Universität Jyväskylä erzählte mir kürzlich, sie habe
als Lehrerin am Gymnasium in den 70er Jahren bei der Einführung der Gesamtschule enorme Schwierigkeiten
gehabt. Und zwar so lange, bis sie folgende Grundeinsicht begriffen hatte:

Lehrer dürfen nicht erwarten, dass sich Schüler den persönlichen Lehrmethoden einzelner Lehrer anpassen,
sondern die vordringlichste Aufgabe der Lehrer besteht darin, ihren Unterricht an dem Lernvermögen der
Schüler zu orientieren. Das heißt bei Leibe nicht, das Anspruchsniveau zu senken, sondern viel mehr Schüler
ständig mit neuen Ansprüchen zu konfrontieren und ihnen aber dabei Mut zu geben, diese Ansprüche auch
ohne außerschulische Hilfe erfüllen zu können.
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Folgende Rahmenbedingungen helfen dabei:

In den Lehrplänen und in der Lernzielbeschreibung wird stets davon ausgegangen, was ein Schüler können
soll, der die Notenstufe 8 erreicht. Im Notensystem zwischen der schlechtesten Note 4 und der besten Note
10 steht die 8 für gute, etwas über dem Durchschnitt stehende Leistungen. Diese positive Einstellung zum
Lernen spiegelt sich in der Notengebung der gesamten Gesamtschulzeit und in der gymnasialen Oberstufe
wider. Sitzen bleiben gibt es eigentlich nicht, höchstens in Einzelfällen und dann  in Absprache mit  Eltern und
Schulberatern. Beurteilungen von Schülerleistungen müssen erst ab der 7. Klasse in Form von Ziffern gegeben
werden. Bis dahin sind verbale Leistungsbeurteilungen die Regel, aber das konkrete Vorgehen kann von der
Schule selbst bestimmt werden.

Es wird angestrebt, dass alle Schüler das Ziel der Gesamtschule schaffen. Bei 5 Prozent eines Jahrganges geht
dies nur über ein weiteres 10. Schuljahr.

Beim Übergang in die gymnasiale Oberstufe - 55 Prozent eines Jahrganges  nehmen im Durchschnitt diesen
Weg- gilt dann allerdings schon ein Verfahren, das Schulwahl und Schulort von der Durchschnittsleistung des
Gesamtschulabgangszeugnisses abhängig macht.

In der klassenlosen gymnasialen Oberstufe müssen Schüler 75  Kurse erfolgreich absolvieren, wenn sie frühe-
stens nach zwei Jahren und spätestens nach 4 Jahren die zentrale Abiturprüfung ablegen. 4 Fächer sind
Pflichtprüfungsfächer, nämlich  Muttersprache und Literatur,  die zweite Landessprache,  die lange obligato-
rische Sprache und Mathematik. Die Abiturienten können diese Prüfungen innerhalb dieser zwei Jahre zeitlich
versetzt ablegen, sie können noch weitere Fächer belegen  und sie können versuchen Prüfungen zu wiederho-
len und zu verbessern.

Ein Drittel der Abiturienten kann direkt nach dem Abitur mit einem Studienplatz an einer der 20 Universitäten
oder einer der 30 Fachhochschulen rechnen, die meisten müssen es später versuchen, über Aufnahmeprüfun-
gen ein Studium beginnen zu können.

Unabhängig von einem Studium gelten die weißen Studentenmützen und die roten Rosen, die zur Übergabe
des Studentenexamens gehören wie das Tüpfelchen auf das i, als anerkannte Symbole für einen erfolgreichen
schulischen Lebensabschnitt. Und das Abiturfest gehört zu den größten Familienfesten überhaupt.

Seit den 90-er Jahren wird die Durchlässigkeit zwischen beruflichen und allgemeinbildenden Ausbildungs-
zweigen nach der Gesamtschulzeit betont. Schüler einer berufsorientierten Schule können Kurse an allge-
meinbildenden Gymnasien und umgekehrt absolvieren. Diese Kurse werden voll bei der Zulassung zum Stu-
dentenexamen anerkannt.

Seit Einführung der Gesamt- oder Gemeinschaftsschule in den 70-er Jahren war die radikale Abschaffung der
Schulaufsicht und der Schulinspektion in Finnland in den 90-er Jahren die  zweite grundlegende Änderung im
schulischen Leben. Um es vorweg zu sagen: Niemand sehnt sich mehr nach der alten Form der Schulaufsicht
zurück. Auch die ehemaligen Inspektoren nicht.

An die Stelle der Schulinspektion in Form von Schulbesuchen, von Unterrichtsbesuchen, in Form von Dienst-
gesprächen und Beurteilungen trat ein Evaluationsverfahren, das dem Zentralamt und den Schulen weitaus
mehr Informationen über das schulische Leben und die Unterrichtsqualität vor Ort vermittelt als das früher der
Fall war.

Man könnte  diese Form der Schulaufsicht als Bildungsplanung durch Informationsweitergabe bezeichnen.
Jährlich nehmen 5-8 Prozent aller Schüler einer Jahrgangsstufe an einer schulischen Evaluation teil. Diese
Schüler von etwa 120 Schulen aus dem ganzen Land bilden eine repräsentative Auswahl aller Schüler eines
Schülerjahrganges. Dabei sind regionale, geschlechtsspezifische und soziale Faktoren berücksichtigt. Die vom
Zentralamt bestimmten Schulen müssen an der Evaluation teilnehmen, allen anderen Schulen oder Kommu-
nen ist eine Teilnahme bei Erstattung der Unkosten frei gestellt. Die Stadt Helsinki z.B. nimmt jährlich mit allen
Schulen an allen Evaluationsverfahren teil.

In jedem Jahr sind abwechselnd die Fächer Muttersprache und Literatur und Mathematik als Fächer vertreten.
Dazu kommen der Reihe nach alle anderen Fächer. Heuer sind neben Muttersprache und Literatur die Fächer
Deutsch, Russisch, Religion oder Ethik  und Sport vertreten.
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Die Ergebnisse werden so vermittelt:

Jede an der Evaluation teilnehmende Schule erhält ihr Ergebnis und dazu den Landesdurchschnitt. Die einzel-
nen Schulergebnisse werden nicht veröffentlicht oder in Form einer Rangfolge weiter gegeben. Es ist Aufgabe
jeder einzelnen Schule, ihre Ergebnisse und ihr Profil in Bezug zum Landesdurchschnitt zu interpretieren und
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Hilfestellung bietet im Bedarfsfall das Zentralamt für Unterrichtswe-
sen.

Eine Bildungsplanung durch Evaluation kann allerdings nur funktionieren, wenn in Übereinstimmung von
Freiheit und Verantwortung über schulische Arbeit dort entschieden wird, wo es am sinnvollsten ist, nämlich
auf der schulischen Ebene selbst.

Lehrer werden Schulen nicht zugewiesen, sondern die Schulleiter in Übereinstimmung mit dem kommunalen
Schulamt, also den Schulträgern, suchen sich aus den Bewerbern ihre Lehrerinnen und Lehrer selbst aus.

Lehrerfortbildung ist an drei schulfreien Tagen im Jahr Pflicht. Darüber hinaus spielt die freiwillige Fortbildung
eine große Rolle. Sie findet auf verschiedenen Ebenen statt. Weiterbildung mit Qualifikationsabschlüssen
werden gezielt vom Zentralamt geplant, vom Ministerium finanziert und von den Fortbildungsabteilungen
der Universitäten verwirklicht. Auch bei kurzfristigen Fortbildungsangeboten wirken das Zentralamt und die
Fortbildungsabteilungen der Universitäten zusammen.

Pädagogen und Bildungspolitiker in manchen Ländern begegnen den sogenannten neuen Medien manchmal
recht kritisch. Das hat zunächst einmal damit zu tun, dass diejenigen, denen man etwas beibringen soll, in
diesem Bereich schon viel besser zurecht kommen als die Lehrerinnen und Lehrer selbst. Diese einmalige
pädagogische Chance sollte man jedoch nutzen wo nur möglich und Jugendliche in sinnvoller Weise als
Lehrende einsetzen.

Aber auf die Dauer muss  mehr geschehen und das Ziel, nämlich Generationen für das Zurechtkommen in
einer Informationsgesellschaft zu trainieren, ist so wichtig, dass man sich  nicht mehr über das Ob der Bedeu-
tung informationstechnischer Lernmittel in Schulen  unterhalten sollte. Leichter findet man den Weg in die
Informationsgesellschaft, wenn man technische Hilfsmittel nicht mehr als Inhalte an sich missversteht.

Wenn Erstklässler oder Zweitklässler mit dem Computer lesen trainieren, dann schadet das nicht, sondern hilft
den Schülern nur dabei, besser und effektiver zu lesen. Man hat in Finnland festgestellt, dass die Lesekompe-
tenz und die Lust auf Lesen bei den Schülern am höchsten ausgeprägt ist, die häufig mit dem Computer
arbeiten. Es geht also nicht um die Frage: Computer oder Bücher, sondern darum, wie man Kindern und
Jugendlichen über den Gebrauch von Computern Zugang zum Lesen und zur Literatur verschaffen kann.

Virtuelle Schule und virtueller Unterricht mit Hilfe von Videokonferenzschaltungen sind  in Finnland keine
Modeerscheinung, sondern seit vielen Jahren eine notwendige Problemlösung. Wie will man Schüler im fer-
nen und einsamen Lappland mit einer Wohndichte von durchschnittlich einem Menschen pro Quadratkilome-
ter, das heißt Schüler, die an einer Schule mit 20 Schülern und zwei Lehrern arbeiten, am modernen naturwis-
senschaftlichen Unterricht teilnehmen lassen? Oder wie sollen Schüler in einer kleinen Schule auf einer Insel in
den Schären Südwestfinnlands Deutsch lernen, wenn es keine Deutschlehrer vor Ort gibt, aber in der nahen
Grosstadt Turku täglich Deutschunterricht erteilt wird?

Die Antwort ist einfach: Virtueller Unterricht kann es möglich machen. Auf dieselbe Weise können Erwachse-
ne oder Jugendliche durch virtuellen Unterricht Bildungsziele wie bestimmte berufliche Qualifikationen oder
gar das Studentenexamen, das zentrale Abitur erreichen.

Das finnische Unterrichtsministerium hat zur Umsetzung einer Strategie für die Verwirklichung der finnischen
Informationsgesellschaft ein Programm geschaffen, das bis zum Jahre 2004 weit über die Schule hinaus der
Bevölkerung Fähigkeiten und Fertigkeiten vermitteln soll, in einer neuen Lernumgebung zurechtzukommen.
Es handelt sich dabei einmal um Kenntnisse und Fertigkeiten im rein technischen Umgang mit neuen Medien,
aber zum anderen auch um den Gebrauch der neuen Kommunikationsmittel, um Wege der Informationsbe-
schaffung und Informationsnutzung und um eine neue Rolle als Verbraucher. Außerhalb der Schule ist die
spezielle Zielgruppe dieses Projektes die älter werdende Bevölkerungsgruppe der Rentenempfänger und die
nicht mehr im Arbeitsleben stehenden Bürger.
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Durch ein Projekt des Zentralamtes wurde ein dreistufiges Studienprogramm im Umfang von etwa 15 Studi-
enwochen für Lehrer gestartet. 15 Studienwochen entsprechen 600 Stunden Arbeitszeit. Dadurch sollen bis
zum Jahr 2004 alle Lehrkräfte im Land die Grundkompetenz des Niveaus I erreichen. Die Hälfte aller Lehrer
sollen das Niveau II erreichen, d.h. sie sollen in der Lage sein, selbst Lehrstrategien mit Hilfe informationstech-
nischer Mittel zu entwickeln. Und 10 Prozent aller Lehrerinnen und Lehrer sollen das Niveau III erreichen und
in Schulen die Expertenrolle im Bereich Informations- und Kommunikationstechnik übernehmen.

Wie alle Fortbildungsprojekte wird auch dieses Projekt zur Entwicklung des virtuellen Unterrichtes sowohl auf
örtlicher als auch auf landesweiter Ebene in Netzwerken gleichzeitig und sich gegenseitig ergänzend durch-
geführt.

Es gibt in der verpflichtenden Stundentafel kein Fach Informatik, sondern man erwartet, dass Schüler Fertig-
keiten auf diesem Gebiet in verschiedenen Fächern dadurch erlangen, dass sie operativ mit den jeweiligen
Lerninhalten arbeiten.

Es wäre töricht zu glauben, dass Geräte wie das Telefon, das Faxgerät, eine Videoanlage oder ein Sprachlabor
an sich schon Bildungsträger sind. Dasselbe gilt auch für die neuen Medien. Aber sie sind technische Mittel,
die der Bildungsarbeit dienen können und Kindern und Jugendlichen in der Schule helfen auf zeitgemäße
Weise Wissen und Informationen zu erlangen, sie bedienen zu können, sie zu verstehen, sie richtig einzuord-
nen und zu lernen, sie verantwortungsbewusst zu verwenden. Das ist Aufgabe der Lehrerinnen und Lehrer an
den Schulen aber vor allem auch der Eltern. Eltern sollten wissen, was ihre Kinder in ihrer Freizeit machen, mit
wem sie Umgang pflegen und eben auch, was sie mit dem Computer zu Hause tun.

Ethische Prinzipien in der Erziehung sowohl im Elternhaus als auch in der Schule werden von der Informati-
onstechnologie nicht in den Hintergrund gedrängt, sondern sie haben im letzten Jahrzehnt ganz im Gegenteil
durch sie eine zentrale und  globale Bedeutung erlangt.

In Finnland sind seit zwei Jahren alle Bildungseinrichtungen ans Netz angeschlossen und jede Lehrerin, jeder
Lehrer, jede Schülerin und jeder Schüler hat in der Regel ein eigenes Passwort, um in der Schule Zugang zur
Arbeit im Netz zu bekommen.

Die Zukunft der Informationstechnik in der Schule ist abhängig davon, in welchem Maße es gelingt, vernünf-
tiges digitales Unterrichtsmaterial zu entwickeln und bereitzustellen. Das finnische Zentralamt lädt seit Jahren
Verlage und Produzenten ein, an der Lehrplandiskussion und bei der Lehrplanentwicklung teilzunehmen und
mitzuwirken und neben traditionellem Unterrichtsmaterial digitale Lehr- und Lernmittel und auch Testmateri-
al zu entwickeln.

Für die Finanzierung des Bildungswesens und für den Schulhausbau sind sowohl der Staat als auch die kom-
munalen Behörden als Schulträger verantwortlich. Zusätzlich zum eigenen Finanzierungsanteil haben die
kommunalen Schulträger Anrecht auf einen staatlichen Finanzierungsanteil für die Entstehungs- und Nut-
zungskosten der Einrichtungen. Die Finanzierungsgrundlagen sind landesweit für alle gleich unabhängig von
den Eigentumsformen.

Der staatliche Anteil liegt allgemein bei 57 Prozent aller Nutzungsausgaben für das Bildungssystem und er
wird jährlich neu berechnet.  Der staatliche Anteil der Finanzierung erfolgt auf Grund der Schülerzahl und er
wird den Schulträgern auf der Grundlage der Einheitskosten pro Schüler bewilligt.

Der Anteil der Gemeinde wird als Teil der landesweit kalkulierten Bildungskosten pro Einwohner der Gemein-
de errechnet.

Der Verwendungszweck der staatlichen Anteilsfinanzierung wird nicht vorbestimmt oder vorgeschrieben.
Nach Ansicht vieler Experten gibt es unter den 440 Kommunen in Finnland mindestens 100 zuviel. Nicht alle
Kommunen können die an sie gestellten Forderungen nach schulischer Chancengleichheit im Land erfüllen
wie noch vor Jahren. Eine Lösung sieht man in der Organisation der schulischen Bildung durch Kommunalver-
bände, die gemeinsame Aufgaben einer Region leichter gemeinsam finanzieren können.

Gerne würde ich Sie nun alle zu mehren Schulbesuchen nach Finnland mitnehmen. Sie würden dort kein
pädagogisches Paradies erleben, wie es einmal in einer deutschen Schlagzeile hieß. Denn Klagen über fehlen-



37

Bildung, Wissenschaft
und Forschung

de Finanzmittel der kommunalen Schulträger, über Eltern, die Erziehungsverantwortung den Schulen und
Lehrern aufbürden und Kinder, die sich nicht mehr konzentrieren können, gehören auch in Finnland zum
Alltag.

Aber Sie würden nach spätestens zwei Tagen sagen wie alle anderen bisherigen Besucher:

Jetzt verstehe ich, warum die finnischen Schüler bei der PISA-Studie erfolgreich waren.

Die für Schule und Bildung Verantwortlichen haben in Finnland seit über einer Generation die Zeichen der Zeit
verstanden:

Schulbildung als zentrales gesellschaftliches Thema. Mehr Integration als Selektion. Alle fördern nach ihrer
Begabung. Niemanden ausschließen. Systeme Menschen anpassen und nicht Menschen Systemen.

Das sind die offiziellen und allgemeinen Prinzipien finnischer Bildungsplanung, in denen breiter gesellschaft-
licher Konsens besteht.
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Anlage: Vortrag Rainer Domisch

Modernisierung der Bildungsverwaltung und Änderungen im Leistsystem im
Überblick

Reformen Mitte der 80-er Jahre

Die Klassenfrequenz wird nicht mehr im Gesetz vorgeschrieben. Als Vorgabe gilt für die Schulen ledig-
lich eine Höchststundenzahl, bis zu der der Staat Mittel bereit stellt.

Das System der Schulrevision und Schulinspektion wurde eingestellt.

Die Pflicht, Beschlüsse bei staatlichen Stellen zur Überprüfung  vorzulegen, wurde abgeschafft.

Die Beschlussfassung über die Schließung oder Gründung von Schulen wurde auf die Kommunen
übertragen.

Die administrative Zuständigkeit der Schulabteilungen in den Regierungsbezirken wurde einge-
schränkt.

Die zwei für das Bildungswesen zuständigen Zentralämter wurden vereint. Die administrativen Aufga-
be des neu gebildeten Zentralamtes für Unterrichtswesen wurden abgebaut und das Personal um die
Hälfte verringert.

Die normativen Aufgaben wurden wesentlich eingeschränkt. Die Gesetzgebung definiert die Rechte
und Pflichten, nicht jedoch die Art ihrer Wahrnehmung. Die bedeutendsten Normvorgaben für das
Unterrichtswesen sind ein Regierungsbeschluss über den Umfang der verschiedenen Unterrichtsstoffe
und Vorschriften des Zentralamtes für Unterrichtswesen über die Grundlagen der Lehrpläne und Prü-
fungen. Der genannte Regierungsbeschluss lässt den schulen und Kommunen einen gewissen Ent-
scheidungsspielraum. Die Lokalverwaltung und die Schule erstellen den Lehrplan.

Eine Vorabprüfung und Genehmigung der Lehrbücher findet nicht mehr statt.

Das System der staatlichen Mitfinanzierung wurde auf eine rein kalkulatorische Basis umgestellt. Bei
der staatlichen Mitfinanzierung kommunaler Basisdienstleistungen wurde auf das Kriterium der
Zweckbindung der staatlichen Mittel verpflichtet.

Die Eltern erhielten die Möglichkeit, für ihre Kinder auch andere als die nächst gelegene Schule zu
wählen.

Es wurde eine Evaluierung des Bildungssystems eingeführt.

Hauptgrund für die Übertragung von Zuständigkeiten war die Erkenntnis, dass die lokale Verwaltung und die
Schulen die Organisation von Unterricht und Schulaktivitäten in Eigenverantwortung bewerkstelligen kön-
nen. Der Verzicht auf Normensetzung und Schulinspektion wurde auch damit begründet, dass die neu einge-
führte Evaluierung die Informationen und Rückmeldungen erbringt, die für die Entwicklung von Bildungssy-
stem, Unterricht und schulischer Arbeit erforderlich sind.

Grundlagen für die schulische Evaluation im finnischen Bildungssystem

Neue rechtliche Grundlage im Jahre 1999

In der ersten Phase der systematischen Evaluierung des finnischen Bildungswesens erhielt das 1991 gegrün-
dete Zentralamt für Unterrichtswesen den Auftrag, die Effizienz des Unterrichts zu fördern und in der Folge
die Organisation des Unterrichts zu beobachten. In den Zuständigkeitsbereich des Zentralamtes gehören Vor-
und Gesamtschule, die gymnasiale Oberstufe und die Berufsbildung sowie die Erwachsenenbildung.

Das Schulgesetz wurde im Jahre 1999 novelliert. Seither gilt:

Jede Gemeinde ist verpflichtet, den von ihr bereit gestellten Unterricht zu evaluieren.

Die Gemeinden müssen zur externen Evaluierung ihrer Tätigkeit beitragen.

In Übereinstimmung mit den vom Unterrichtsministerium beschlossenen Kriterien organisiert das Zen-
tralamt für Unterrichtswesen die Entwicklung des Evaluierungssystems und die Durchführung externer
Evaluierungen.
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Einzelne Evaluierungsaufträge kann das Unterrichtsministerium auch andersweitig als über das Zen-
tralamt für Unterrichtswesen vergeben.

Die wichtigsten Ergebnisse der Evaluierung sind zu veröffentlichen.

Zweck der Evaluierung ist es, die Entwicklung von Schulung und Untericht unterstützend zu begelei-
ten.

Der Gesetzgeber teilt Evaluierung auf in

Selbstevaluierung des Schulträgers und

externe Evaluierung

Organisatorischer Aufbau der Evaluierung

Vereinbarung des Unterrichtsministeriums und des Zentralamtes über jeweils dreijährige Evaluierungs-
vorhaben.

Die Evaluierungen werden in Projektgruppen erstellt und durchgeführt.

Die Verwaltungen der Regierungsbezirke führen entsprechen eine Evaluierung und Folgekontrolle der
von den Kommunen erbrachten Basisdienstleistungen durch.

Die Schulträger evaluieren selbst ihre Tätigkeit und deren Ergebnisse.

Kriterien zur Evaluierung der Wirksamkeit des Unterrichts:

Auswirkungen des Unterrichts

 Effizienz des Unterrichts

Wirtschaftlichkeit des Unterrichts

Das Zentralamt für Unterrichtswesen unterteilt die Evaluierungsvorhaben nach
folgenden Kategorien:

Bewertung der Lernergebnisse

Indikatoren für den schulischen Betrieb

thematische Beurteilungsobjekte

Beurteilungen im Verhältnis zum Stand des Bildungssytems

internationale Bewertungen

Entwicklung der Evaluierungsverfahren

An der externen Evaluierung nehmen teil:

die Schulträger und somit

die schulischen Einrichtungen und Schulen

die Schulleiter und Lehrer sowie

die Schüler

Zweck der Evaluierung ist, zur Weiterentwicklung von Bildung und Unterricht beizutragen und
dafür folgende Grundlagen bereit zu stellen:

Angaben zu den nationalen Ergebnissen des Unterrichtes und zum Stand der Entwicklung

Angaben zum Stand und zu den Ergebnissen Finnlands im internationalen Vergleich

Angaben zum Stand und zu den Ergebnissen je nach Landesregion und Struktur der Kommune

Bereitstellung von Angaben zu Stand und zu den Ergebnissen für Gemeinde, Schulen und Lehrer sowie
gegenseitige Vergleichsangaben

Grundlagen für Selbstevaluierung und Entwicklung

Zeitplan für ein typisches Evaluierungsprojekt

Beginn der Testvorbereitungen im Februar
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Vortests im September

Eigentlicher Test im März/April

Durch eine Zufallsauswahl ausgesuchte Gemeinden und Schulen erhalten Ende Mai eine Erstauswer-
tung und eine Rückmeldung

Wer die Evaluierung gegen Gebühren bestellt hat, erhält im Oktober/November die Evaluierungsergeb-
nisse und eine Rückmeldung

Der nationale Evaluierungsbericht wird im Februar fertig gestellt und veröffentlicht

Inhalt und Umfang des Tests

Die Evaluierung der Lernergebnisse beruht auf Teiltests zur Beherrschung der verschiedenen Themen-
bereiche.

Die Tests enthalten auch Teile zur Erfassung der Einstellungen und Meinungen von Schulleitern, Leh-
rern und Schülern.

Die Angaben enthalten auch Zusatzinformationen zur Schule und zur Organisation des Unterrichts.

Je nach Unterrichtsfach sind für den Test in der Schule 2-4 Stunden vorgesehen.

Alle absolvieren den Test zur selben Zeit.

Auswahl der Schulen

In die Stichprobenauswahl gelangen 5-8% der Schüler.

Bisher wurde die Evaluierung der Lernergebnisse hauptsächlich in der Abschlussphase der Gesamt-
schule (9. Klasse) gemacht.

In die Auswahl gelangten dabei 80 bis 120 Schulen beziehungsweise 13-20 % der Schulen der Mittel-
stufe der Gesamtschule. Von den schwedischsprachigen Schulen gelangt etwa ein Drittel in die Aus-
wahl.

Darüber hinaus wurde der Test auch an Interessenten gegen Gebühren weiter gegeben, so dass er im
Idealfall ein Drittel des gesamten Jahrganges umfasste.

Evaluierung und Berichterstattung

Als Zielvorgabe gilt, den Kommunen und Schulen möglichst praxisnahe Ergebnisdaten und eine Ergeb-
nisbewertung in Textform zur Verfügung zu stellen.

Die für die Evaluation Verantwortlichen besprechen gemeinsam die Evaluierungsergebnisse und legen
in ihrem Bericht Schlussfolgerungen vor, die auch als Empfehlungen für weiteres Handeln gelten kön-
nen.

Die Evaluierungsergebnisse werden dem Unterrichtsminister sowie im weitesten Sinne den Schulbehör-
den und der Öffentlichkeit vorgestellt.

Eine Rangfolge der Schulen wird nicht veröffentlicht.
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Schaubilder

DAS FINNISCHE SCHULSYSTEM
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Diskussionsergebnisse des Seminars � Eckpunkte für die weitere Arbeit

Die Verteilung und die Wirkung der finanziellen Mittel für Bildung konterkarieren das vom Grundgesetz vor-
gegebene Ziel, alle Begabungen ohne Ansehen von Herkunft und Geschlecht optimal zum individuellen,
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Nutzen zu fördern. Denn statt Chancengleichheit zu fördern, wird
trotz Unterschiede in der finanziellen Leistungsfähigkeit und den Bildungsvoraussetzungen auf Gleichbe-
handlung gesetzt und so die vorgefundene Ungleichheit in der Bildungsbeteiligung verfestigt. Um mehr
Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit zu erreichen, bedarf es vielfältiger Anstrengungen.

Die Bedeutung von Bildung und die Schaffung der materiellen Voraussetzungen für die Bildungsbeteiligung
haben in Deutschland � im Unterschied etwa zu den skandinavischen Ländern - keinen selbstverständlichen
Stellenwert. Zweifellos müssen wir sehr viel mehr Geld in Bildung investieren und anders verteilen, um allein
die Mängel aus PISA zu beheben.

Um jedoch mehr soziale Gerechtigkeit zu erreichen, müssen neben der Umverteilung von Finanzen zugunsten
des Bildungswesens notwendige Korrekturen und Umstrukturierungen im Bildungssystem selbst vorgenom-
men werden.

Ein ganzheitlicher Ansatz ist die Voraussetzung dafür, sich zunächst auf neuralgische Stellen und entspre-
chende Eckpunkte für Reformvorschläge zu verständigen, deren Umsetzung zwangsläufig Auswirkungen auf
die folgenden Bereiche hätte:

Statt Betreuung zukünftig Bildung und Erziehung in gebührenfreien Kindertagesstätten
und Vorschulen

Erziehung und Bildung in den ersten Lebensjahren sind entscheidend für die weitere Entwicklung und
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben.

Kindertagesstätten sollten neben dem Betreuungsauftrag einen klaren Bildungsauftrag haben.

Der Besuch von Kindertagesstätten muss grundsätzlich gebührenfrei sein und sollte für Alle nicht nur
möglich, sondern verpflichtend werden.

Reform der Ausbildung der Erzieherinnen und Erzieher

Die Qualität und die Organisation der Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern muss verbessert
werden, um veränderten Aufgabenprofilen gerecht zu werden.

Ganztägige Gemeinschaftsschulen bis zum Abschluss der Sekundarstufe I
- Integrieren und Fördern statt Ausgrenzen -

Das ständestaatlich begründete dreigliedrige Schulsystem muss abgeschafft werden. Es selektiert Ju-
gendliche nach sozialer und ethnischer Herkunft und wälzt die Verantwortung für den Bildungserfolg
auf die Schülerinnen und Schüler  ab. Bei Verfehlen der Bildungsziele besteht die Möglichkeit, den
Jahrgang wiederholen zu lassen oder in Schulformen mit geringeren Leistungsanforderungen verwie-
sen zu werden.

Ersetzt werden soll das gegliederte Schulsystem durch die Gemeinschaftsschule, die es als Grundschule
bereits gibt. Alle Schülerinnen und Schüler werden dort bis einschließlich dem 10. Schuljahr gemein-
sam unterrichtet. Entscheidend ist dabei das Ziel, konstruktiv und individuell mit Leistungsunterschie-
den umzugehen, d.h. sowohl Schwächen und Benachteiligungen auszugleichen als auch Talente zu
fördern.

Eine Differenzierung nach weitergehenden Bildungs- und Ausbildungswegen soll erst erfolgen, wenn
die Jugendlichen in der Lage sind, selbst Verantwortung für den zu wählenden Weg zu übernehmen.

Finanzielle Unterstützung in der Sekundarstufe II

Jugendliche aus einkommensschwachen Familien sind in den höheren Bildungsgängen der Sekundar-
stufe II unterrepräsentiert. Um ihnen den Zugang und die Teilnahme zu erleichtern, sind die Förderbe-
dingungen über das Schüler-BaföG deutlich zu verbessern.
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Beteiligung der Arbeitgeber an den Kosten der Hochschulausbildung
� Verstärkte Dualisierung der Hochschulausbildung �

Damit die vielfach notwendige Erwerbsarbeit Studierender zur Verbesserung der Studienqualität ge-
nutzt wird und die Arbeitgeber sich an den Kosten der Hochschulausbildung beteiligen, sind duale
Studienmodelle für möglichst viele Studiengänge zu entwickeln. So kann eine enge Verknüpfung von
bezahlten Praxisphasen in Betrieben, Verwaltungen und Organisationen einerseits und Hochschulaus-
bildung andererseits sichergestellt werden.

Vorrangig ist für unser gewerkschaftliches Handeln,

die Mitglieder über die durch die Bildungsfinanzierung hervorgerufenen Schieflagen aufzuklären,

weitere Bereiche in den Blick auf das Gesamte einzubeziehen,

eine Debatte über strategische Reformen zu führen, die den sich verändernden Anforderungen der
Gesellschaft gerecht werden,

künftig die finanziellen und organisatorischen Bedingungen für den Zugang, die Beteiligung und die
Umsetzung der Chancengleichheit im deutschen Bildungssystem verantwortlich in Politik und
Gesellschaft mit zu bestimmen und zu gestalten.

Fazit:

Eine Korrektur einseitiger Positionen und eine selbstkritische Auseinandersetzung mit der Umsetzung bil-
dungspolitischer Grundsätze in alltägliches Handeln und deren Überprüfung muss uns bei der Umsetzung
dieser Eckpunkte leiten.
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Hochschule Forschung

Studierende Studentenwerke

Weiterbildung Archive, Bibliotheken und
Dokumentationseinrichtungen

Internet: www.verdi.de/biwifo
E-Mail: fb5@verdi.de

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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Bildung, Wissenschaft und Forschung
Potsdamer Platz 10

10785 Berlin
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